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1.	Einleitung

Der Kreis Groß-Gerau hat in seinem Inklusionsleitbild das 
Thema „Barrierefreies Gemeinwesen“ fest verankert. Die 
barrierefreie Nutzung des öffentlichen Verkehrs und des 
öffentlichen Raums sind hierbei wesentliche Vorausset-
zungen für gesellschaftliche Teilhabe durch selbstständige 
Mobilität. 

Für den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gilt der 
gesetzliche Auftrag, seine Nutzung vollständig barrierefrei 
zu gestalten. Die Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis 
Groß-Gerau (LNVG) hat diese Zielsetzung im Nahverkehrs-
plan Kreis Groß-Gerau verankert und konkretisiert. Zu den 
wesentlichen Aspekten eines barrierefreien ÖPNV gehören 
– neben den Fahrzeugen und der Information – barriere-
freie Haltestellen mit einem barrierefrei zugänglichen Halte-
stellenumfeld. Während das Erreichen von Barrierefreiheit 
an und im Umfeld von Haltestellen für die LNVG in erster 
Linie eine verkehrliche Planungsaufgabe ist, liegt die tat-
sächliche barrierefreie Neu- bzw. Umgestaltung des öffentli-
chen Raums im Verantwortungsbereich der Straßenbaulast-
träger. Somit ist eine enge Abstimmung zwischen der LNVG 
als ÖPNV-Aufgabenträger und den Straßenbaulastträgern 
zwingend notwendig, wozu dieser Leitfaden vor allem auf 
der technischen Ebene einen Beitrag leisten soll. 

Die Anforderungen an die Planung und die Umsetzung 
der barrierefreien Gestaltung des öffentlichen Raums sind 
komplex, weshalb es zu Planungsfehlern kommt. Zudem 
wenden Planende unterschiedliche technische Standards 
an. Das Ergebnis mit vielen unterschiedlichen Lösungen 
stellt insbesondere für sehbehinderte und blinde Men-
schen eine unbefriedigende Situation dar.

Um diesem Problem zu begegnen, regte der Inklusions-
beirat im November 2017 an, das Thema „Barrierefreiheit 
im öffentlichen Raum“ aufzugreifen. Daraufhin folgte im 
September 2018 eine Veranstaltung des Kreises Groß-
Gerau mit der LNVG, den kommunalen Bauämtern, 
kommunalen Behindertenbeauftragten und Hessen Mobil 
mit dem Ziel, einen Praxisleitfaden für die Umsetzung der 
Barrierefreiheit im öffentlichen Raum unter Berücksichti-
gung konkreter kommunaler Bauvorhaben zu entwickeln. 
Dieser Praxisleitfaden soll den Kommunen als Hilfestellung 
dienen, Lösungsbeispiele guter Praxis aufzeigen und zu-
gleich einen flankierenden, kontinuierlichen Austausch zur 
Verbesserung der Planungspraxis und der Zusammenar-
beit zwischen kommunalen Bauämtern, Behindertenbeauf-
tragten, LNVG, Hessen Mobil und dem Kreis Groß-Gerau 
anregen.
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Vorbild waren Planungshilfen der Städte Mainz und Frank-
furt. Die Entwicklung eines Praxisleitfadens für einen Land-
kreis ist bisher einmalig, da zudem eine Vereinheitlichung 
für 14 kommunale Bauämter angestrebt wird. Die beson-
dere Anforderung besteht darin, einheitliche Standards für 
Barrierefreiheit im öffentlichen Raum und gute Planungs-
praxis in allen 14 Städten und Gemeinden auszuarbei-
ten, festzulegen und umzusetzen - unter Einhaltung der 
geltenden Richtlinien. Unter Mitarbeit von vier Kommunen 
und deren Bauämtern und Behindertenbeauftragten, 
LNVG, Hessen Mobil und des Kreises Groß-Gerau wurde 
ab 2019 in mehreren Arbeitsgruppentreffen ein Entwurf er-
arbeitet, der in den vorliegenden Praxisleitfaden gemündet 
ist. Die fachliche Begleitung und Beratung erfolgte durch 
Dipl.-Ing. Bernhard Kohaupt (unbehindertmobil.de). 

Das übergeordnete Ziel des Praxisleitfadens ist es, die 
hohe Bedeutung der Barrierefreiheit im öffentlichen Raum 
zum Zweck der Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen bei allen an der Planungspraxis Beteiligten festzu-
schreiben und Lösungsmöglichkeiten für die barrierefreie 
Umgestaltung des öffentlichen Raums aufzuzeigen. In 
einer regelmäßig stattfindenden interkommunalen AG 
zum Thema „Barrierefreiheit im öffentlichen Raum“ soll 

ein Austausch zu guter Planungspraxis und den Heraus-
forderungen und Erfahrungen mit der Umsetzung von 
Barrierefreiheit stattfinden und in die Weiterentwicklung 
des Leitfadens einfließen. 

Durch Beschlussfassung im Kreistag sollen die Anwendung 
des Leitfadens sowie die Hinzuziehung von Sachverständi-
gen für Barrierefreiheit und die Mitwirkung an der Wei-
terentwicklung des Praxisleitfadens den Bauämtern und 
kommunalen Behindertenbeauftragten empfohlen werden. 
Start der Umsetzungsphase wird Oktober 2022 sein. 

Die Arbeitsgruppe aus kommunalen Bauämtern, Behin-
dertenbeauftragten, LNVG und Hessen Mobil soll einmal 
jährlich die Zusammenarbeit reflektieren und den Praxis-
leitfaden aktualisieren. Zusätzlich sollen in den Kommunen 
regelmäßige Begehungen mit Langstock, Rollstuhl und 
Rollator zur Identifizierung von Mängeln im öffentlichen 
Raum angeboten werden. Diese Begehungen dienen auch 
der Sensibilisierung der planenden Akteure für das Thema 
insgesamt. Beide Maßnahmen haben zum Ziel, das gegen-
seitige Verständnis zu fördern und die große Bedeutung 
von Barrierefreiheit im öffentlichen Raum für die Teilhabe 
zu verdeutlichen.
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2.	Gesetzliche Grundlagen und technische 
Standards zur Barrierefreiheit

Gesetze verpflichten zum barrierefreien Bauen und zur 
Barrierefreiheit im Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV). Gesetze enthalten aber nur grundsätzliche Forde-
rungen, dass Menschen mit Behinderungen am Leben der 
Gesellschaft gleichberechtigt teilnehmen und mobil sein 
können. „Barrierefreiheit“ ist ein „unbestimmter Rechtsbe-
griff“: Was damit genau gemeint ist, erfordert eine Inter-
pretation und besondere Festlegung. Die meisten Gesetze 
fordern Barrierefreiheit nur für Neubauten - bestehende 
Anlagen haben Bestandsschutz. Allerdings gilt das nicht 
für den ÖPNV; das Personenbeförderungsgesetz fordert 
vollständige Barrierefreiheit für den gesamten ÖPNV bis 
zum 1.1.2022.

Die konkreten Anforderungen sind in einschlägigen Regel-
werken enthalten, die als „allgemein anerkannte Regeln 
der Technik“ gelten. Diese werden mit der gesellschaft-
lichen Diskussion und Erfahrung laufend verändert und 
aktualisiert und werden auch in der Rechtsprechung meist 
als „Stand der Technik“ zu Grunde gelegt. Am bekanntes-
ten sind die Normen des Deutschen Instituts für Normung 
(DIN). Daneben gibt es auch die Richtlinien, Empfehlungen 
und Hinweise der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV), die sich direkt an Planende wen-
den. Ähnliches gilt für die speziellen Regelungen der Bahn.

Natürlich können ältere Regeln auch hinter dem Stand der 
Technik zurückbleiben. Deshalb hatte Hessen Mobil 2006 
den eigenen Leitfaden „Unbehinderte Mobilität“ entwi-
ckelt, weil eine Aktualisierung anderer Regelwerke auf sich 
warten ließ. Dieser wurde 2010 mit dem Bericht „Erfahrun-
gen und Untersuchungen“ ergänzt. Inzwischen sind aber 
neuere Regelwerke der DIN oder der FGSV erschienen, die 
einen aktuelleren Stand der Diskussion widergeben.

Alle Regelwerke sind nicht unmittelbar bindend. Sie müs-
sen vom jeweiligen Baulastträger bzw. der Gebietskörper-
schaft als verbindlich eingeführt oder festgelegt werden. 
Der vorliegende Leitfaden basiert auf den zum Zeitpunkt 
der Herausgabe gültigen Regelwerken der DIN und der 
FGSV. Der Leitfaden zeigt eine Auswahl von regelkonfor-
men und abgestimmten Musterlösungen, z. B. für Que-
rungssituationen. Bei notwendigen Individuallösungen,  
z. B. auf Grund von besonderen örtlichen Gegebenheiten, 
die sowohl vom Leitfaden als auch von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik abweichen, sollten diese 
grundsätzlich zwischen dem Kreis Groß-Gerau und der 
betroffenen Gebietskörperschaft abgestimmt werden. Bei 
beantragten Fördergeldern ist zudem eine Zustimmung 
von der fördernden Stelle einzuholen.

Gesetzliche Grundlagen und technische 
Standards zur Barrierefreiheit

Beschreibung/Fundstelle Barrierefreiheit/Zitat

Regelwerke FGSV, Hessen Mobil

Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 Geben allgemeine Vorgaben über Platzbedarf, Bordhöhen, berücksichtigen erstmalig 
auch Orientierung für Menschen mit einer Erblindung (getrennte Überquerungsstelle).

Richtlinien für Lichtsignalanlagen RiLSA 15 Vorgaben für Ampelphasen und die Zusatzausstattung für Menschen mit einer Erblin-
dung (akustische und taktile Signale).

Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen EFA 02 Enthalten allgemeine Vorgaben über Platzbedarf und Borde.

Hinweise für barrierefreie Verkehrsanlagen HBVA 2011 Zusammenstellung der Anforderungen sowie Planungshinweise.

Hessischer Leitfaden Unbehinderte Mobilität 2006, 
Erfahrungen und Untersuchungen 2010

Enthält Anforderungen an den öffentlichen Verkehrsraum, wird zunehmend durch 
Normen abgelöst.

Tab. 1: Übersicht Gesetze und Regelwerke zur Barrierefreiheit
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Gesetzliche Grundlagen und 
technische Standards zur 
Barrierefreiheit

Beschreibung/Fundstelle Barrierefreiheit/Zitat

Gesetze

UN-Behindertenrechtskonvention In-
krafttreten Deutschland 26.03.2009

Art. 9 Zugänglichkeit: Die Vertragsstaaten verpflichten sich, „geeignete Maßnahmen“ zu entwickeln 
„mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, 
zu Transportmitteln, Information und Kommunikation ... zu gewährleisten.“  Hierzu sind „Mindest-
standards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit 
offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten und zu erlassen und ihre Anwendung 
zu überwachen.“
Art. 20 Persönliche Mobilität: Dieser Artikel anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen, 
sich frei und mit der größtmöglichen Unabhängigkeit zu bewegen.

Grundgesetz, ergänzt 1994 Art. 3: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.“

Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), 
novelliert 2016

„Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung ... zu beseitigen und zu verhindern sowie ihre gleich-
berechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte 
Lebensführung zu ermöglichen.“ (§ 1)
„Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, ... akustische und visuelle Informa-
tionsquellen..., wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne 
besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. 
Hierbei ist die Nutzung behinderungsbedingt notwendiger Hilfsmittel zulässig.“ (§ 4)

Personenbeförderungsgesetz PBefG 2012 Der Nahverkehrsplan hat die Belange der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Men-
schen mit dem Ziel zu berücksichtigen, für die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs bis 
zum 1. Januar 2022 eine vollständige Barrierefreiheit zu erreichen. (§ 8)
Abweichender Behindertenbegriff zu UN-BRK. Das PBefG klammert seelische und geistige Behinde-
rungen aus. 

Hessisches Behindertengleichstellungsge-
setz (HessBGG) 2019

Enthält ähnliche Ziele wie des Bundesgesetz.

DIN-Normen

DIN EN 17210: 2021-08, Barrierefreiheit und Nutzbarkeit der gebauten 
Umgebung — Funktionale Anforderungen 

Die Europanorm enthält im Wesentlichen funktionale Anforderungen, 
keine definierten technischen Vorgaben. Deren Festlegung bleibt den 
nationalen Regelwerken vorbehalten. Die  DIN 18040 muss in allen 3 
Teilen bis zum August 2024 auf dieser Grundlage überarbeitet werden.

DIN 18040-1: 10-2010 Barrierefreies Bauen Planungsgrundlagen -  
Teil 1: Öffentlich zugängliche Gebäude

Enthält die Anforderungen für öffentlich zugängliche Gebäude ein-
schließlich der Zugänge/Erschließung. Die DIN 18040-3 verweist bei 
einigen Grundanforderungen, z. B. Treppen und Rampen, auf diesen 
Normteil.

DIN 18040-2: 09-2011 Barrierefreies Bauen Planungsgrundlagen -  
Teil 2: Wohnungen

Enthält die Anforderungen an barrierefreie Wohnungen einschließlich 
der Zugänge/Erschließung.

DIN 18040-3: 2014-12 Barrierefreies Bauen Planungsgrundlagen -  
Teil 3: Öffentlicher Verkehrs- und Freiraum 

Enthält die Anforderungen an die baulichen Anlagen im öffentlichen 
Verkehrs- und Freiraum. 

DIN 32984: 2020-12 Bodenindikatoren im öffentlichen Raum Enthält die Anforderungen an die baulichen Anlagen im öffentlichen 
Verkehrs- und Freiraum. Beschreibt die Funktion, Gestalt, Verlegung und 
Anordnung von Bodenindikatoren und Leitelementen.

DIN 32981: 2018-06 Einrichtungen für blinde und sehbehinderte Men-
schen an Straßenverkehrssignalanlagen

Beschreibt die taktilen und akustischen Signalgeber.

DIN 32975: 2009-12 Gestaltung visueller Informationen im öffentli-
chen Raum zur barrierefreien Nutzung

Enthält Anforderungen an Schriftgrößen, Kontraste, Kennzeichnung von 
Niveauwechseln und Hindernissen.

DIN 32986: 2015-01 Taktile Schriften und Beschriftungen - Anforde-
rungen an die Darstellung und Anbringung von Braille- und erhabe-
ner Profilschrift

Taktile Beschriftungen werden als Wegweiser z.B. an Handläufen ein-
gesetzt.

DIN EN 81-70: 2018-07 Sicherheitsregeln für die Konstruktion und den 
Einbau von Aufzügen – Besondere Anwendungen für Personen- und 
Lastenaufzüge – Teil 70: Zugänglichkeit von Aufzügen für Personen 
einschließlich Personen mit Behinderungen

Deutsche Fassung der Euronorm,
beschreibt Anforderungen an Platzbedarf und an Taster (neuer Norm-
entwurf prEN 81-70: 2020 -05).

Tab. 1: Übersicht Gesetze und Regelwerke zur Barrierefreiheit
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3.	Behinderung menschlicher Mobilität, 
Planungsanforderungen und 
Gestaltungsprinzipien

3.1	 Mobilität behinderter Menschen und 
ihre Anforderungen

Text und Abbildungen dieses Kapitels wurden mit einigen 
Änderungen und Ergänzungen dem Leitfaden „Unbehin-
derte Mobilität“ (Hessische Straßen- und Verkehrsverwal-
tung, Heft 54: 12/2006) entnommen.

Nach der UN-Behindertenrechtskonvention rechnen zu 
den Menschen mit Behinderungen alle „Menschen, die 
langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnes-
beeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung 
mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und 
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern 
können.“ (UN-Behindertenrechtskonvention, Artikel 1). Ein 
barrierefreies Umfeld ist aber auch für andere Menschen 
hilfreich, „wie z.B. groß- oder kleinwüchsige Personen, Per-
sonen mit kognitiven Einschränkungen, ältere Menschen, 
Kinder sowie Personen mit Kinderwagen oder Gepäck“ 
(DIN 18040-3, Vorwort). 

Letztlich sind die meisten Maßnahmen zur Barrierefreiheit 
für alle hilfreich oder zumindest angenehm, z. B. stufen- 
und hindernisfreie, ebene Wege mit rutschfestem Boden-
belag, die nicht zu steil sind, niveaugleicher Einstieg in 
Busse und Bahnen, klar gegliederte überschaubare Räume 
oder Toiletten und Ruhebänke im öffentlichen Raum. Die 
Gestaltung des öffentlichen Raums soll allen dienen und 
niemanden grundsätzlich ausschließen. Barrierefreiheit ist 
Teil dieser Gestaltungsaufgabe, die mit Begriffen wie „de-
sign for all“ oder „universal design“ umschrieben wird.

Für die Planung des öffentlichen Raums sind zwei Gruppen 
von Menschen mit Behinderungen besonders zu berück-

sichtigen. Zum einen Menschen mit Gehbehinderung, 
und hier insbesondere diejenigen, die einen Rollstuhl oder 
Rollator nutzen, zum anderen blinde oder sehbehinderte 
Menschen. Ihre Anforderungen lassen sich ziemlich klar 
formulieren und durch besondere Maßnahmen berück-
sichtigen. Menschen mit anderen Sinnesbeeinträchtigun-
gen, z. B. Taubheit, benötigen kaum besondere bauliche 
Gestaltungen, um sich im öffentlichen Raum zu bewegen. 
Um Barrierefreiheit für Menschen mit seelischen und 
kognitiven Beeinträchtigungen zu erreichen, sind z. B. die 
klare Strukturierung des Raums, günstige Lichtverhältnisse 
oder die leichte Bedienbarkeit von Hilfsmitteln sinnvoll, die 
ebenso für blinde oder sehbehinderte Menschen erforder-
lich sind.

Die Ansprüche, die Menschen mit unterschiedlichen 
Behinderungen an ihre Umwelt stellen, sind in vielerlei 
Hinsicht ähnlich, aber sie können auch im Widerspruch 
zueinanderstehen. Dies gilt in besonderem Maße für die 
Oberflächen von Wegen: Vor allem Menschen im Roll-
stuhl oder mit Rollator sind auf eine möglichst ebene 
und strukturfreie Oberfläche ohne Kanten und Stufen 
angewiesen, während blinde oder sehbehinderte Men-
schen Strukturen und Kanten zur Orientierung mit dem 
Langstock benötigen. Am deutlichsten zeigt sich dieser 
Interessenkonflikt an der Bordsteinkante. Die meisten 
Menschen hätten den Bord zumindest an der Über-
querungsstelle gern auf Fahrbahnniveau abgesenkt. 
Menschen, die zur Orientierung den Langstock nutzen, 
benötigen aber eine ertastbare Kante, um die Grenze des 
Gehwegs zu erkennen. 
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3.1.1	 Menschen mit Gehbehinderung

Die Ursachen einer Gehbehinderung sind so unterschied-
lich wie ihre Auswirkungen. Manche Menschen mit Geh-
behinderung können noch vorsichtig oder langsam ohne 
Hilfen gehen, andere benutzen einen Stock oder Krücken, 
wiederum andere benötigen einen Rollator oder Rollstuhl.

Im Zentrum der Aufmerksamkeit stehen zumeist Men-
schen im Rollstuhl. Aber auch unter ihnen gibt es erheb-
liche Unterschiede in Bezug auf den Grad der Fitness und 
Beweglichkeit. So nutzen einige handbetriebene Rollstühle, 
andere Rollstühle, die geschoben werden müssen oder 
elektrisch angetriebene Rollstühle, die unter Umständen 
auch weite Strecken zurücklegen und größere Steigungen 
bewältigen können. 

Allen gemeinsam ist aber, dass Engstellen unter 0,75–0,85 
m absolut unpassierbar sind, ebenso Treppen und höhere 
Stufen. Bei einzelnen Stufen oder Borden besteht nicht 
nur die Schwierigkeit, hinaufzukommen, es besteht auch 
die Gefahr, mit der Fußstütze aufzusetzen oder mit dem 
gesamten Rollstuhl nach hinten umzustürzen. Rollstühle 
haben eine schlechte oder keine Federung, was Menschen 
im Rollstuhl empfindlich gegen unebene Bodenbeläge 
macht. Dadurch ist es sehr unangenehm, mit Rollstühlen 
auf unebenen Bodenbelägen zu fahren.

Abb. 1 und 2: Je nach Zweck und Antrieb haben Rollstühle 
unterschiedliche Räder, die unterschiedlich empfindlich auf 
Unebenheiten des Bodenbelags reagieren. (Quelle: Hessische 
Straßen- und Verkehrsverwaltung, Leitfaden Unbehinderte 
Mobilität, Heft 54: 12/2006)
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Wie jedes andere Fahrzeug haben Rollstühle nicht nur eine 
bestimmte Breite und Länge, sondern auch einen Mindest-
Wenderadius und eine Schleppkurve. Sie sind sehr emp-
findlich gegen „Schikanen“, die häufig eingesetzt werden, 
um bestimmte Bereiche für zu Fuß Gehende zu reservie-
ren, z.B. Umlaufsperren, Tore, Schwellen oder Poller. 

Durch die sitzende Haltung haben Menschen im Rollstuhl 
zusätzlich eine eingeschränkte Reichweite ihrer Arme, oft 
noch verstärkt dadurch, dass sie – je nach Einschränkung 
– ihren Arm nur schwer heben können. Automatenknöpfe, 
Klinken und Taster dürfen deshalb nicht zu hoch ange-
bracht werden, also möglichst in der Höhe von 0,85 m 
und Displays in Augenhöhe (ca. 1,30 m). 

Diese Anordnung dient auch Menschen mit geringer Kör-
pergröße und somit auch Kindern. Automaten oder Tische 
müssen unterfahrbar sein oder seitlich angefahren werden 
können. 

Abb. 3: An Engstellen müssen Borde oft überschritten 
werden, um die Fahrbahn mitzubenutzen. Zudem müssen 
sie dann oft noch schräg gequert werden. Deshalb ist eine 
weiche Separation in solchen Fällen die bessere Lösung. 
(Quelle: Hessische Straßen- und Verkehrsverwaltung „Unbe-
hinderte Mobilität“ Erfahrungen und Untersuchungen, Heft 
55: 7/2010.)

Menschen mit Gehbehinderung, die noch selbst, aber 
nicht mehr sichergehen können, stützen sich oft auf einem 
Rollator ab. Diese Menschen sind gegen Unebenheiten be-
sonders empfindlich. Rollatoren sind zwar flexibler nutzbar 
als Rollstühle – sie lassen sich oft einfacher wenden oder 
eine Stufe hochziehen und können auch kurz losgelassen 
werden, solange die Nutzenden anderswo Halt finden. 

Die Greifhöhe von Nutzenden von Rollatoren ist in der 
Regel nicht eingeschränkt. In vielerlei Hinsicht sind sie aber 
stärker gefordert als Menschen im Rollstuhl. Sie müssen 
auf eigenen Beinen stehen und das Gleichgewicht hal-
ten und sie müssen sich auch bei Steigungen immer mit 
eigener Kraft fortbewegen. Es gibt für sie noch weitere 
Einschränkungen: Oft lassen ihre Kraft und Ausdauer nach, 
sie werden langsamer und die Reaktionszeiten werden 
länger. Dann ist die Bordsteinkante am Überweg nicht nur 
ein Hindernis, sondern führt zur Gefährdung. Zusätzlich 
können die Wahrnehmung, das Hör- und Sehvermögen 
oder auch die Orientierung eingeschränkt sein. 

Masten, Poller, Verkehrszeichen, Möblierungen, Kleinarchi-
tektur und parkende Fahrzeuge dürfen deshalb nicht die 
Benutzbarkeit und die Mindestbreite der straßenbegleiten-
den Gehwege einschränken. 

Menschen mit motorischen Einschränkungen, insbeson-
dere im Rollstuhl und mit Rollator, benötigen ausreichend 
Platz, um sich zu bewegen und einen ebenen, stufenfreien, 
gut berollbaren Belag. Auch ein Gefälle kann eine erheb-
liche Barriere darstellen. Mit handbetriebenen Rollstühlen 
oder Rollatoren ist die Bewältigung längerer Steigungs-
strecken äußerst anstrengend, deshalb müssen in regel-
mäßigen Abständen Ruhepositionen angeboten werden. 
Wird das Längsgefälle steiler als 12 %, kann auch das 
Bremsen schwierig werden, und es besteht die Gefahr, aus 
dem Rollstuhl zu rutschen. Noch problematischer als das 
Längsgefälle ist aber das Quergefälle. Für Gehende kann 
es schon sehr unangenehm sein – jedoch besteht mit 
Rollstuhl oder Rollator die Gefahr, seitlich abzudriften. Auf 
straßenbegleitenden Gehwegen gerät man dann auf die 
Fahrbahn. Dagegenzuhalten erfordert aber z. B. mit einem 
Handrollstuhl eine erhebliche, immer einseitige Anstren-
gung.
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3.1.2	 Menschen mit 
Sinnesbeeinträchtigungen 

Besondere Anforderungen bei der Nutzung des öffentli-
chen Raums stellen Menschen mit Sinnesbeeinträchtigun-
gen. Nicht alle Sinne sind für die Teilnahme am Verkehrs-
geschehen von Bedeutung, aber wenn das Hören und vor 
allem das Sehen beeinträchtigt sind, müssen andere Sinne 
das ausgleichen. 

Menschen ohne Gehör können akustische Informationen 
nicht wahrnehmen, insbesondere nicht alle akustischen 
Warn- und Gefahrensignale. Dies gilt mit Einschränkungen 
auch für Schwerhörige. Für Mitmenschen ist die Gehörlo-
sigkeit oder die Schwerhörigkeit aber normalerweise nicht 
spontan erkennbar. So wird ein hupender Autofahrender 
kaum damit rechnen, dass der Adressat gar nicht reagiert. 

Menschen mit Schwerhörigkeit sind besonders empfindlich 
für Hintergrund- und Nebengeräusche. Ein hoher Lärm-
pegel kann sie dazu zwingen, Hörgeräte abzuschalten. Oft 
haben sie auch Schwierigkeiten, die Richtung zu bestim-
men, aus der Geräusche kommen. 

Blinde Menschen benötigen für die räumliche Orientierung 
tastbare Wegestrukturen oder ein Leitsystem. Sie nut-
zen andere Sinne: das Gehör und selbst der Geruchssinn 
spielen hier eine Rolle. Unterschiedliche Bodenbeläge und 
Höhenstufen lassen sich mit den Füßen ertasten. Als be-
sonderes Hilfsmittel nutzen die meisten blinden oder stark 
sehbehinderten Menschen den Langstock, mit dem sie vor 
dem Körper pendeln und rechts und links aufsetzen. Einige 
lassen sich von hierzu ausgebildeten Hunden führen, die 
zusätzlich seitlich Platz benötigen. 

Für sehbehinderte Menschen bleibt zumeist das Auge das 
wichtigste Wahrnehmungsorgan zur Orientierung, auch 
dann, wenn sie zusätzlich den Langstock nutzen. Sie be-
nötigen aber deutliche visuelle Kontraste und großflächige 
Informationen, um ihr Restsehvermögen noch nutzen zu 
können. Farbkontraste müssen immer mit Hell-Dunkel-Kon-
trasten kombiniert sein, da Farben nicht gut erkannt werden. 

Zu vermeiden sind deshalb schlecht erkennbare Hindernis-
se, wie Poller, Möblierungen und Unebenheiten am Boden. 

Menschen höheren Alters sind oft gleichzeitig seh- und 
gehbehindert. Für sie ist eine hindernisfreie ebene Bewe-
gungsfläche von besonderer Bedeutung. 

Mehr-Sinne-Prinzip 

Durch das „Mehr-Sinne-Prinzip“ können auch senso-
risch beeinträchtigte Menschen alle wichtigen Infor-
mationen erhalten. Das Prinzip bedeutet, dass immer 
mindestens zwei der zentralen Sinne Sehen, Hören und 
Tasten gleichzeitig angesprochen werden. So werden 
alle relevanten Fahrgastinformationen z. B. per Sprache 
mitgeteilt und optisch angezeigt. 

In vielen Fällen verbessert das „Mehr-Sinne-Prinzip“ den 
Komfort für alle Verkehrsteilnehmenden. Wenn in der 
Bahnhofshalle die Verständlichkeit der Ansage durch 
einen einfahrenden Zug „behindert“ wird, ist für alle die 
optische Anzeige sehr hilfreich. 

Bei sicherheitsrelevanten Einrichtungen/Anlagen (wie 
Ampeln) muss das „Mehr-Sinne-Prinzip“ grundsätzlich 
berücksichtigt werden. 
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3.1.3	 Orientierung von blinden und 
sehbehinderten Menschen

Blinde und sehbehinderte Menschen orientieren sich 
grundlegend anders als die übrigen Verkehrsteilnehmen-
den. Wir werden deshalb im Folgenden etwas ausführ-
licher beschreiben, welche Bedürfnisse und Ansprüche die 
Umsetzung von Barrierefreiheit für sie mit sich bringt. 

Wichtige Orientierungsmittel für blinde und sehbehinderte 
Menschen sind das Gehör, der Tastsinn (besonders mit den 
Füßen), der Geruchssinn, und vor allem das Gedächtnis. 
Mit entsprechender Ortskenntnis bestimmen sie anhand 
akustischer Veränderungen und ortstypischer Geräusche, 
dem Wechselspiel des Lichtes (Temperaturwechsel von 
Sonne/Schatten hinter Gebäuden), Geruchsveränderungen 
durch Geschäfte (Brötchenduft aus der Bäckerei oder Ge-
rüche von Fabriken) oder Veränderungen der Wegeober-
fläche ihren jeweiligen Standort. Wegen der sehr hohen 
Bedeutung des Gedächtnisses für die Orientierung kann 
jede Veränderung Schwierigkeiten bereiten. Vor allem Bau-
stellen sind deshalb immer sorgfältig abzusichern. 

Mit dem Gehör lassen sich zum Beispiel Baulücken „er-
kennen“, vor allem aber ist der Kfz-Verkehr wahrnehm-
bar. Aus der wichtigen Warnfunktion des Gehörs ergeben 
sich aber auch die Grenzen, bei denen dieser Sinn nicht 
mehr ausreicht und Planende zu anderen Mitteln greifen 
müssen. So ist der Radverkehr kaum akustisch wahrzu-
nehmen. Seine Trennung vom Gehweg ist für blinde und 
sehbehinderte Menschen deshalb äußerst wichtig. Leider 
lässt sich akustisch erst sehr spät unterscheiden, ob ein 
Fahrzeug aus einer Hauptstraße abbiegt oder aus einem 
Kreisverkehr herausfährt oder weiter der Hauptstraße oder 
dem Kreisel folgt. 

Da blinde und sehbehinderte Menschen das Umfeld mit 
dem Gedächtnis und dem Gehör (re-)konstruieren, ist 
Übersichtlichkeit und Rechtwinkligkeit von großer Be-
deutung. Schiefwinklige Einmündungen und sternförmige 
oder runde Plätze sind schwer im Kopf zu konstruieren, 
wenn man sie nicht optisch wahrnehmen kann. 

Zum „Begreifen“ des Nahbereichs dient vor allem der Tast-
sinn. Mit den Füßen können raue und glatte Flächen unter-
schieden werden, ebenso Steigungen und Stufen oder 
(Bordstein-)Kanten. Zur Unterstützung des Tastsinns und 
wegen der größeren Reichweite wird von ihnen meist der 
Langstock eingesetzt. Damit lassen sich Hindernisse erken-
nen oder Wände, Kanten, Stufen und Bodenstrukturen. 

Abb. 4: Blinde oder sehbehinderte Menschen verwenden – je 
nach Bodenbelag, Sensibilität und Kraft – sehr unterschied-
liche Stockspitzen. (Quelle: Hessische Straßen- und Ver-
kehrsverwaltung, Leitfaden Unbehinderte Mobilität, Heft 54: 
12/2006).

Einige wischen mit dem Stock über den Boden (Schleif-
technik), da Bodenstrukturen damit besser erfassbar sind. 
Hierbei werden größere Spitzen, meist Kugeln von 3 – 4 
cm Durchmesser, verwandt. Die Spitzen sind je nach Um-
feld auswechselbar und meist relativ breit. Mit spitzeren 
Stöcken wird oft in Ritzen, Löchern oder Rosten steckenge-
blieben, sodass der Stock brechen kann. Auf Dauer werden 
durch die Anwendung auch Arme und Handgelenke er-
heblich belastet.

Um einen Wechsel im Bodenbelag mit den Füßen oder 
dem Langstock zu ertasten, sind deutliche taktile Kontraste 
erforderlich. Die Unterscheidung zwischen ähnlich struktu-
rierten Oberflächen, zum Beispiel Noppenplatten, Klein-
pflaster und Waschbetonplatten, ist schwierig, und ebenso 
zwischen glatten Oberflächen wie Betonplatten, Verbund-
pflaster und Asphalt. In diesen Fällen ist es oft notwendig, 
einen Leitstreifen durch glatte Betonplatten zu begleiten, 
um ihn besser ertasten zu können.

Abb. 5: Durch Pendeln mit dem Langstock suchen blinde 
oder sehbehinderte Menschen nach Hindernissen und Orien-
tierung (Quelle: Hessische Straßen- und Verkehrsverwaltung, 
Leitfaden Unbehinderte Mobilität, Heft 54: 12/2006).
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Gut Trainierte gehen zügig mit ganz normalen Schrittlän-
gen. Da der Stock im selben Rhythmus pendelt und dabei 
nur in Schrittabstand den Boden berührt, können Struktur-
veränderungen im Bodenbelag leicht unbemerkt über-
laufen werden, wenn sie nicht eine Mindestbreite von 60, 
besser 90 cm haben. 

Mit dem Stock wird beim Gehen mit jedem Pendel-
schlag der Platz für den nächsten Schritt abgetastet, um 
einen Zusammenstoß mit einem Hindernis zu verhindern. 
Allerdings ist es dazu erforderlich, dass die Umrisse des 
Hindernisses auch in Bodennähe (in maximal 15 cm Höhe) 
mit dem Stock ertastbar sind. In Kopf- oder Brusthöhe an-
gebrachte Schilder, Briefkästen oder Telefonmuscheln sind 
mit dem Stock nicht erkennbar. 

Um die Richtung mit dem Langstock zu finden, ist eine 
seitliche Führung erforderlich. Dies kann eine Hauswand, 
eine Mauer oder ein Rasenkantenstein sein. Wenn eine 
Grünfläche ohne Kante beginnt, ist dieser Belagwechsel 
mit dem Stock nur schwer erkennbar. Dasselbe gilt für 
abfallende Kanten (z. B. Bordsteine). Grünflächen sollten 
deshalb mit einem mindestens 3 cm hohen Rasenkanten-
stein eingefasst sein. 

Die Kante zur Randbebauung ist die Hauptorientierungs-
linie (innere Leitlinie), da sie auch einen sicheren Abstand 
zum Kfz-Verkehr bietet. Sie sollte möglichst als Kante 
durchgehend ertastbar sein und frei bleiben von Hinder-
nissen, wie etwa Reklameständern, Auslagen oder Fahr-
rädern, was in der Praxis sicher oft schwierig zu realisieren 
ist. 

 

Abb. 6: Derartige Hindernisse lassen sich mit dem Langstock 
nicht ertasten. (Quelle: Hessische Straßen- und Verkehrs-
verwaltung, Leitfaden Unbehinderte Mobilität, Heft 54: 
12/2006).

Wo solche Störungen regelmäßig zu erwarten sind, sollte 
über alternative Längsführungen nachgedacht werden. 
Dies könnten Rippenplatten, aber auch Pflasterstreifen 
oder nur ein deutlich wahrnehmbarer Belagswechsel sein.
 
Die „äußere Leitlinie“ ist in der Regel der Bord, die Stufe 
signalisiert Gefahr. Als Abschirmung zur Straße ist – neben 
dem Sicherheitsstreifen – ein ausreichend hoher Bord er-
forderlich. Damit er für blinde oder sehbehinderte Men-
schen leicht ertastbar ist, sollte er mindestens 6 cm hoch 
sein. 

Geübte gehen mit dem Stock oft zügig auch mittig über 
den Gehweg. Die innere und die äußere Leitlinie werden 
nur genutzt, um Abweichungen von der Gehrichtung 
festzustellen. Ein Wechsel der Richtung oder ein Ende des 
Gehwegs muss für sie ertastbar sein. 

Die Orientierungsfunktion der Bordsteinkante 

Ein möglichst ebener, stufen- und schwellenfreier Boden 
ist für Menschen mit Gehbehinderung die Grundbedin-
gung der Barrierefreiheit. Auch für Menschen mit starker 
Sehbehinderung, die sich noch vorwiegend visuell orien-
tieren, ist er von großem Vorteil, weil sie Unebenheiten 
und Stolperkanten schlecht wahrnehmen können. 

Für blinde und sehbehinderte Menschen sind taktile Infor-
mationen aber Grundlage der Orientierung. Die wichtigste 
taktile Information ist die Bordsteinkante. Sie signalisiert 
ihnen, dass sie sich in sicherem Bereich auf dem Geh-
weg befinden. An Überquerungsstellen muss diese Kante 
überschritten werden. Dies ist – wie bei jeder Stufe – für sie 
normalerweise kein Problem. Im Gegenteil, sie hilft ihnen, 
indem sie ihnen Orientierung gibt: Sie markiert die Grenze 
zwischen „sicherem“ und „unsicherem“ Gebiet. Und sie 
zeigt ihnen die Querungsrichtung an: senkrecht zur Bord-
steinkante.
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3.2	 Prinzipien barrierefreier Gestaltung

Die Gestaltung eines barrierefreien öffentlichen Raums 
muss sich an den folgenden grundlegenden Anforderun-
gen orientieren:

„design for all“ und „universal design“
Niemand darf durch die Gestaltung des öffentlichen 
Raums ausgeschlossen werden. Dabei helfen barrierefreie 
Räume in den meisten Fällen allen Nutzenden durch ebe-
ne, stufenfreie, rutschhemmende Wege, geringe Gefälle, 
kontrastreiche Gestaltung, übersichtliche Anordnung u. ä.

Erschütterungsarme, berollbare, ebene und rutsch-
hemmende Bodenbeläge
Als Mindestanforderungen bezüglich Griffigkeit und 
Rutschfestigkeit gelten: 

•	 für Bodenbeläge SRT-Wert ≥ 55 -> nach Merkblatt 
FGSV 407

•	 für Bodenindikatoren mind. R11 -> nach DIN 51130, 
Referenzwert gemäß BGR 181

Die Berollbarkeit von Pflastern erfordert schmale Fugen und 
kleine Fasen (nach DIN 18318 möglichst unterster Wert).
 
Stufenlose Wegeverbindung für Menschen im Roll-
stuhl oder mit Rollator

•	 Aufzüge nach DIN EN 81-70, min. Typ 2
•	 Rampen gemäß DIN 18040-1

Informationen und Orientierung nach dem „Zwei-
Sinne-Prinzip“ (oder „Mehr-Sinne-Prinzip“) 
Alle wichtigen Informationen müssen über mindestens 
zwei Sinne vermittelt werden: visuell, taktil, akustisch.
Beispiele:

•	 Gehweggrenze: visuell, taktil
•	 Lichtsignale (Grünsignal): visuell, akustisch, taktil
•	 ÖPNV-Informationen (Ankunft, Linie, Fahrziel): visuell, 

akustisch
•	 Wegweisung: visuell, taktil

Einheitliche Gestaltung von Informationen und 
Orientierungshilfen
Wegweisungen, Piktogramme sollten einheitlich sein.

Leitsysteme, insbesondere für blinde oder sehbehinderte 
Menschen, müssen „gelesen“ und verstanden werden kön-
nen. Deshalb müssen sie nach einem einheitlichen System 
gestaltet sein.

Abgrenzung verschiedener Funktionsbereiche 
Menschen mit Behinderungen benötigen geschützte 
Bereiche, in denen sie sich sicher fühlen und bewegen 
können. Fahrbahnen (auch Radwege) müssen deshalb von 
sicheren Gehwegen/-flächen visuell und taktil unterscheid-
bar sein. 

Zwischen Kfz-Fahrbahn und Gehweg dient als taktiler 
Kontrast i.d.R. ein Bord ≥ 6 cm, der visuelle Kontrast kann 
zwischen Bord und Fahrbahn oder Bord und Gehwegbelag 
bestehen. Im Ausnahmefall, wenn z. B. der Raum für den 
Gehweg nicht ausreicht, kann auch eine Muldenrinne als 
taktiler Kontrast dienen (weiche Separation).

Niveaugleiche Radwege müssen durch einen taktil und vi-
suell kontrastierenden Trennstreifen ≥ 30 cm vom Gehweg 
getrennt sein (Grobpflaster, Formsteine). Bodenindikatoren 
sind nicht zulässig.



3. Behinderung menschlicher Mobilität, Planungsanforderungen und Gestaltungsprinzipien 15

3.3	 Entwurfsgrundlagen

3.3.1	 Erforderlicher Bewegungsraum/
	 Raumbedarf

Der Raumbedarf für Menschen mit unterschiedlichen Be-
hinderungen ist im Grunde sehr ähnlich. Maßgeblich sind 
letztlich die Bewegungsmaße für Menschen mit Rollstuhl.

Abb. 7: Raumbedarf für Menschen mit Behinderung (Quelle: 
direkt 54, 2000, S. 14).

Platzbedarf Mindestmaße in Metern

Breite zur Begegnung 1,80 m
für den Richtungswechsel 1,50 × 1,50 m
Breite in Durchgängen 0,90 m
lichte Höhe 2,25 m

Straßenbegleitende Gehwege benötigen zusätzlich einen 
Sicherheitsraum zur Fahrbahn und ggf. einen Abstand zu 
seitlichen Mauern, Zäunen oder Hecken. 

Eine nutzbare Gehwegbreite von 1,80 m (siehe Abb. 8) 
ermöglicht die Begegnung von zu Fuß Gehenden, Men-
schen im Rollstuhl oder mit Rollator (RASt, EFA, HBVA, DIN 
18040-3). Nach RASt 5.1.1 können in engen Ortsdurchfahr-
ten bei geringem Fußgängerverkehr beidseitige Gehwege 
mit einer Breite von 1,50 m angelegt werden.

Bei Engstellen sollte die lichte Breite für Fußgänger ≥ 0,90 
m betragen bei einer Länge der Engstelle von ≤ 18 m. 

Abb. 8: Nutzbare Gehwegbreite (Quelle: FGSV (2002): Emp-
fehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen (EFA), Bild 4).1

3.3.2	 Längs- und Querneigung

Zulässige Längs- und Querneigung (nach DIN 18040-3):

Längsneigung Wege ≤ 3 %
Längsneigung Wege bis 10 m ≤ 6 %
Längsneigung Rampen bis 6 m ≤ 6 %
Längsneigung Zwischenpodeste ≤ 3 %
Längsneigung Kurzstrecke bis 1 m ≤ 12 %
Querneigung	 ≤ 2 %
Querneigung ohne Längsneigung ≤ 2,5 %
Querneigung auf Rampe 0 %

1 Der Auszug aus dem FGSV-Regelwerk Nr. 288, Empfehlungen für 
Fußgängerverkehrsanlagen (EFA), 2002, ist mit Erlaubnis der For-
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. auszugs-
weise wiedergegeben worden. Maßgebend für das Anwenden des 
FGSV-Regelwerkes ist dessen Fassung mit dem neuesten Ausgabe-
datum, die beim FGSV Verlag, Wesselinger Str. 15-17, 50999 Köln, 
www.fgsv-verlag.de, erhältlich ist.
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3.3.3.2	 Noppenplatten

Die Noppen sollten diagonal angeordnet sein, Platten mit 
orthogonaler Noppenanordnung sollten nicht mehr ver-
wendet werden.

Abb. 10: Profil Noppenplatten (gemäß DIN 32984: 2020-12).

Maße
im bewitterten 
Außenbereich
mm (+/- 0,5 mm) 

a Abstand der Mittelpunkte benachbarter 
Noppen

40 bis 60

b Noppen-Durchmesser (in Messebene) 20 bis 30
c Abstand der Außenkanten benachbarter 

Noppen (in Messebene)
20 bis 36 *)

h Noppenhöhe (Basis bis Oberkante) 4 bis 5 **)
*) Der Abstand zwischen zwei Kugelkalotten auf der Basisebene darf 
an keiner Stelle geringer als 12 mm sein.
**) Die Noppenhöhe muss bei Kugelkalotten im bewitterten Außen-
bereich mindestens 4,5 mm betragen

3.3.3	 Bodenindikatoren

Bodenindikatoren sind grundsätzlich sparsam zu ver-
wenden und dort einzusetzen, wo andere Strukturen zur 
Orientierung nicht ausreichen. Es werden i. d. R. zwei 
verschiedene Strukturen verwandt: Rippen dienen in erster 
Linie zur Orientierung und Leitung, während Noppen zu 
erhöhter Aufmerksamkeit und zum Suchen auffordern.

Im Außenbereich müssen Bodenindikatoren talbündig 
verlegt werden, d. h. Noppen und Rippen ragen aus der 
Bodenfläche hervor. Dadurch sind die Strukturen besser 
zu ertasten, Staunässe und Ablagerung von Schmutz wird 
vermieden. Die Oberfläche muss farbbeständig sein, um 
den visuellen Kontrast langfristig zu gewährleisten.

Maße 
Durch die Definition einer Messebene -1 mm unter der 
Oberkante bzw. dem Scheitelpunkt der Noppen - werden 
Messfehler durch Profilrundungen berücksichtigt. 

Die folgenden Maße gelten für den Außenbereich. Im 
Innenbereich können im Einzelfall je nach Umfeld auch 
weniger grobe Strukturen verwendet werden.

3.3.3.1	 Rippenplatten

 

Abb 9: Profil Rippenplatten (gemäß DIN 32984: 2020-12).

Maße
im bewitterten 
Außenbereich
in mm (+/- 0,5 mm) 

a Abstand der Scheitelpunkte benachbarter 
Rippen

30 bis 50

b Rippenbreite (an der Messebene) 5 bis 15
c Abstand der Rippen (in Messebene) 25 bis 35
h Rippenhöhe (Basis bis Oberkante) 4 bis 5
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3.3.3.3	 Anwendung von Bodenindikatoren

ANWENDUNGSTYP ANZEIGE STRUKTUR
LS Leitstreifen Leiten in Längsrichtung Rippen
RF Richtungsfeld Anzeige der Gehrichtung an 

Überquerungsstellen
Rippen

AZF Abzweigefeld Verzweigungen und Abknickungen Noppen
AZS Auffindestreifen

- für Überque-
rungsstellen

Auffinden von seitlich gelege-
nen Überquerungsstellen;

Noppen

Auffinden von seitlich gelege-
nen allgemeinen Zielen (z. B. 
Einstiegsstelle in Bus an der 
ersten Tür)

- für allgemeine 
Ziele  (Haltestel-
len u. a.)

Rippen

AMF Aufmerksam-
keitsfeld

Hinweis auf Gefahren und 
Hindernisse

Noppen

EF Einstiegsfeld Markierung der Einstiegsstelle 
in öffentliche Verkehrsmittel

Rippen

SF Sperrfeld Markierung einer Nullabsenkung Rippen

Begleitstreifen Herstellung des erforderlichen 
taktilen und/oder visuellen 
Kontrastes

keine

Sonstiges Leit-
element

Elemente zur Wegeleitung, 
Orientierung und Begrenzung

Abb. 11: Anwendungsbeispiel: Bodenindikatoren auf stra-
ßenbegleitendem Gehweg.  

Abb 12: Anwendungsbeispiel: Bodenindikatoren in Leitsys-
tem mit Begleitstreifen.
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3.3.4	 Visuelle und taktile Kontraste

Nur im Kontrast zum Umfeld sind Zeichen oder Strukturen 
zu sehen oder zu ertasten. Deshalb ist bei Bodenindikato-
ren ein visueller und ein taktiler Kontrast zum Umgebungs-
belag erforderlich.

Der taktile Kontrast zum Umfeld ist die Grundvoraus-
setzung für die Erkennbarkeit von Bodenindikatoren. 
Zwischen stark strukturierten Bodenbelägen, z. B. Natur-
steinpflaster, lassen sich Noppen gar nicht und Rippen 
kaum ertasten und von der Umgebung unterscheiden. 
Um überhaupt auf das Vorhandensein von Bodenindi-
katoren aufmerksam zu werden, benötigen blinde und 
sehbehinderte Menschen neben den Bodenindikatoren 
strukturarme Beläge, am besten Asphalt oder Betonplat-
ten. Betonpflaster sollte sorgfältig verlegt und die Fugen 
eng sein. Die Steine müssen möglichst wenig Fase haben. 
Mit Natursteinpflaster lassen sich diese Anforderungen nur 
sehr schwer erfüllen. Abb. 13 zeigt ein Beispiel, wo dies gut 
umgesetzt worden ist.
   

   

Abb. 13: Testbegehung eines Basaltbelages (gebrochen, 
geflammt) in Frankfurt-Höchst. Den Menschen im Rollstuhl 
reichte die Berollbarkeit aus. Blinde und sehbehinderte Men-
schen konnten die Bodenindikatoren gut erkennen.

Wenn der Umgebungsbelag diese Anforderungen nicht 
erfüllt, sind Begleitstreifen von mindestens 60 cm Breite 
anzuordnen (siehe Abb. 14). 

Abb. 14: Begleitstreifen für taktilen Kontrast.

Der visuelle Kontrast hilft Menschen mit starker Sehbehin-
derung, die Bodenindikatoren zu finden. Auch wenn sie 
auf die Benutzung des Taststocks angewiesen sind, be-
nutzen sie zur Orientierung auch das restliche Sehvermö-
gen, selbst wenn es noch so gering ist. Viele Menschen mit 
Sehbehinderung, besonders, wenn ihr Sehvermögen erst 
im Alter nachgelassen hat, sind mit dem Taststock nicht 
sehr geübt. Sie sind auf ihr Restsehvermögen angewiesen, 
um einen Bodenindikator zu finden. Daher ist es wichtig, 
dass deren Lage auch visuell wahrnehmbar ist, was einen 
deutlichen visuellen Kontrast zum Umgebungsbelag erfor-
derlich macht (K ≥ 0,4)2. Die Struktur des Bodenindikators 
müssen sie dann mit dem Stock ertasten. 

Ist der visuelle Kontrast nicht ausreichend, müssen visuel-
le Kontraststreifen angeordnet werden. Für den visuellen 
Kontrast reicht deren Breite mit 30 cm aus. Alternativ kann 
der visuelle Kontrast auch innerhalb eines Auffindestrei-
fens durch helle und dunkle Bodenindikatoren hergestellt 
werden (siehe Abb. 15 und 16). 

Bei Sperrfeldern kann auf einen visuellen Kontrast verzich-
tet werden, da sie blinde Menschen daran hindern sollen, 
die Straße zu überqueren. Stattdessen müssen sie das 
Richtungsfeld finden.

Für sehbehinderte Menschen muss die Grenze zwischen 
Gehweg und Fahrbahn visuell erkennbar sein, ob durch 
einen Kontrast zwischen Bord und Gehwegbelag oder 
Bord und Fahrbahn.

2 Zur Ermittlung der Kontrastwerte siehe DIN 32984 und DIN 32975
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Abb. 15: Begleitstreifen für visuellen Kontrast und visueller 
Kontrast innerhalb eines Auffindestreifens.

Abb. 16: Varianten für visuellen Kontrast am Beispiel einer 
Überquerungsstelle.

 

Abb. 17: Bushaltestelle in Marburg. Der Auffindestreifen zur 
Haltestelle besteht aus einer hellen Plattenreihe mit Rippen 
in der Mitte und zwei dunklen Plattenreihen außen. Dadurch 
ist ein visueller Kontrast gegeben. Der taktile Begleitstreifen 
hat eine ähnliche Färbung wie das umgebende Pflaster und 
nimmt sich optisch zurück. So ist der Auffindestreifen zwar 
deutlich sichtbar, aber nicht so dominant wie ein breiter wei-
ßer Streifen (Quelle: Kohaupt (2015): Barrierefreie Verkehrs- 
und Außenanlagen).

Abb. 18: Wetzlar. Je nach Umgebungsbelag werden helle 
und dunkle Bodenindikatoren verlegt.
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4. Lösungen

4.1	 Überquerungsstellen

4.1.1	 Anforderungen

Schutzziel (nach DIN 18040-3, Abs. 5.3.1)
Überquerungsstellen müssen 

•	 für Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator ohne be-
sondere Erschwernis nutzbar sein,

•	 für blinde und sehbehinderte Menschen eindeutig auf-
findbar und sicher nutzbar sein,

•	 für Menschen mit sensorischen oder motorischen Ein-
schränkungen auf kurzem Weg erreichbar sein,

•	 mindestens an allen Straßeneinmündungen vorhanden sein.

Überquerungsstellen für Menschen mit Geh- oder 
Sehbehinderung
Die Querung von Fahrbahnen ist für Menschen mit Geh- 
oder Sehbehinderung eine der gefährlichsten Situationen 
im Verkehr und eine komplexe Aufgabe. Denn: 

•	 Die Fahrbahn muss möglichst zügig überquert werden.
•	 Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator müssen vom 

Gehwegniveau auf die Fahrbahn und v. a. von der Fahr-
bahn wieder hinauf auf den Gehweg. Für sie ist deshalb 
eine Absenkung des Bordes wichtig.

•	 Blinde oder sehbehinderte Menschen müssen die 
Stelle zum Queren und den Fahrbahnrand finden, die 
Querungsrichtung erkennen und den sicheren Zeit-
punkt zum Queren bestimmen. Die Fahrbahn ist dann 
möglichst gerade zu queren. Um diese Situation zu 
bewältigen, hilft eine Kombination verschiedener Bo-
denindikatoren, die Informationen über die Lage und 
Art der Überquerungsstelle (ungesichert, gesichert mit 
Lichtsignalanlage oder Zebrastreifen) sowie über die 
Querungsrichtung geben. Dabei hilft ggf. die Zusatz-
ausstattung der Lichtsignalanlage.3

3 gemäß RiLSA und DIN 32981.

Grundsätzlich sind zwei verschiedene Ausführungsarten 
zu unterscheiden: 

1.	Überquerungsstellen mit einheitlicher Bordhöhe: Diese 
benötigen einen präzise eingebauten Bord von 3 cm 
Höhe, damit blinde oder sehbehinderte Menschen die 
Kante noch sicher wahrnehmen und Menschen im Roll-
stuhl oder mit Rollator die Stufe ohne große Probleme 
bewältigen können. Für beide Gruppen ist diese Höhe 
grenzwertig. Blinden und sehbehinderten Menschen 
wird hier mit einem Richtungsfeld die Querungsrich-
tung angezeigt. Ein Auffindestreifen kann beim Auffin-
den der Stelle helfen. 

2.		Getrennte Überquerungsstellen mit differenzierter 
Bordhöhe: Diese Überquerungsstellen weisen für Men-
schen im Rollstuhl oder mit Rollator eine bequeme Ab-
senkung auf Fahrbahnniveau (Nullabsenkung) auf und 
zusätzlich für blinde oder sehbehinderte Menschen 
einen Querungsbereich mit deutlich besser wahrnehm-
barer Bordhöhe von 6 cm. 

Der Lösung mit getrennten Überquerungsstellen ist grund-
sätzlich der Vorzug zu geben, weil sie den spezifischen 
Anforderungen aller Arten von Behinderung entgegen-
kommt. Überquerungsstellen mit gemeinsamer Bordhöhe 
von 3 cm sollten nur dann angeordnet werden, wenn für 
eine getrennte Überquerungsstelle der Platz nicht aus-
reicht. In diesem Fall sollte die Kantenrundung des Bordes 
20 mm betragen.4 Das ist für alle Beteiligten der beste 
Kompromiss. Es bleibt aber immer ein Kompromiss, und 
selbst bei präzisem Einbau ist die Stabilität der Bordhöhe 
selten für die Lebensdauer garantiert. Hilfreich kann dabei 
ein besonderer Bord-Formstein mit angeformter Rinne 
sein. 

4 siehe Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft V242.
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Die Überquerungsstelle mit differenzierter Bordhöhe bietet 
Menschen mit Gehbehinderung, insbesondere im Roll-
stuhl oder mit Rollator, eine Nullabsenkung, über die sie 
die Fahrbahn zügig betreten und v. a. wieder verlassen 
können. Die Nullabsenkung muss immer mit einem Sperr-
feld (Rippen parallel zum Bord) kenntlich gemacht werden, 
damit blinde oder sehbehinderte Menschen hier nicht, 
ohne es zu merken, auf die Fahrbahn geraten. Menschen 
mit motorischen Einschränkungen wird an Kreuzungen 
und Einmündungen eine Querung möglichst in direkter 
Gehrichtung geboten. Für blinde oder sehbehinderte 
Menschen liegt der Querungsbereich immer auf der kreu-
zungsabgewandten Seite.

Abb. 19 und 20: Ungesicherte Überquerungsstellen mit diffe-
renzierter Bordhöhe in Nauheim.

Das Auffinden ihrer Überquerungsstellen wird ihnen durch 
Bodenindikatoren ermöglicht. Die Überquerungsstelle selbst 
wird durch ein Richtungsfeld mit Rippen in Querungs-
richtung markiert. Durch die Bodenindikatoren wird ihnen 
zusätzlich angezeigt, ob es sich um eine Überquerungs-
stelle mit Lichtsignalanlage oder Zebrastreifen („gesicherte 
Querung“) oder aber um eine „ungesicherte“ Überque-
rungsstelle handelt. „Gesicherte“ Überquerungsstellen 
werden durch die Kombination von Rippen und Noppen 
angezeigt; i.d.R. führt ein Auffindestreifen mit Noppen quer 
über den Gehweg zum seitlich gelegenen Richtungsfeld. Bei 
„ungesicherten“ Querungsstellen sollte bei ausreichendem 
Platz ebenfalls ein Auffindestreifen mit Noppen angeordnet 
werden. Damit sie aber als „ungesichert“ erkannt werden 
können, muss der Auffindestreifen mit einem Abstand von 
mindestens 60 cm vor dem Richtungsfeld enden (verkürzter 
Auffindestreifen).

Erforderliche Breite/Tiefe:
•	 Richtungsfeld ≥ 60 cm tief
•	 Auffindestreifen ≥ 60 cm breit
•	 Sperrfeld 60 cm tief, bei breiteren Absenkungen (ins-

besondere in direkter Gehrichtung) 90 cm tief

Die zu übermittelnden Informationen sind also sehr kom-
plex: 

1.	Unterscheidung des Querungsbereichs für blinde oder 
sehbehinderte Menschen einerseits und für Menschen 
mit Gehbehinderung andererseits 

2.	Information über gesicherte und ungesicherte Querung 
3.	Auffinden des Querungsbereiches und
4.	Anzeige der Querungsrichtung.

Das kann nur mit einer sorgfältigen Planung und Ausfüh-
rung gelingen.
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4.1.2	 Formen von Überquerungsstellen und 
Anordnung der Bodenindikatoren an 
Fahrbahnquerungen

Musterzeichnungen
Im Folgenden wurde für jede Musterzeichnung eine Kon-
trastvariante ausgewählt. Unter www.kreisgg.de/barrierefrei 
stehen Ihnen die Musterzeichnungen mit weiteren Kontrast-
varianten zum Download zur Verfügung. Die jetzt folgenden 
Musterzeichnungen sind im Anhang im Format A4 nochmal 
angefügt.

Die Darstellung der Musterzeichnungen beruht auf den 
handelsüblichen Plattenformaten der Bodenindikatoren 
(30 x 30 cm). Dargestellt sind jeweils die Mindestbreiten 
bzw. –tiefen. Dadurch sollen die Mindestabmessungen 
auch ohne Maßkette leicht ablesbar sein. Selbstver-
ständlich können auch andere Plattenformate verwendet 
werden. Insbesondere wenn Platten geschnitten werden 
müssen, ist es ratsam, größere Formate wie 60 x 30 cm zu 
verwenden, die einige Hersteller ebenfalls anbieten.

Die Mindestbreite der Nullabsenkungen wurde mit 1,00 
m gemäß DIN 18040 dargestellt. Nach DIN EN 17210: 
2021-08 müssen hier zwei Menschen im Rollstuhl neben-
einander fahren können. Dann müsste die Nullabsenkung 
mindestens 1,80m breit sein. Bis 2024 muss auch die DIN 
18040 zumindest für gesicherte Querungen an diese Regel 
angepasst werden.  

Bordabsenkungen auf Fahrbahnniveau wurden mit einem 
rampenartigen Formstein/Rollbord gekennzeichnet. Die 
Nullabsenkung kann selbstverständlich auch ohne Roll-
bord gebaut werden. 

Damit auch Menschen mit starker Sehbehinderung die 
Leitstrukturen finden können, ist ein visueller Kontrast her-
zustellen. Hierfür gibt es verschiedene Möglichkeiten, die 
in Kap. 3.3.4 anhand der Musterzeichnung 1 exemplarisch 
dargestellt sind. Nicht dargestellt wurde hier der eben-
falls erforderliche taktile Kontrast. Damit Bodenindikatoren 
ertastbar sind, muss der Umgebungsbelag beidseitig in 
mindestens 60 cm Breite eben und strukturarm sein.

Die folgenden Musterzeichnungen zeigen Grundformen 
der Überquerungsstellen. In der DIN 32984 sind nicht für 
all diese Situationen Abbildungen enthalten.

 

Musterzeichnung 1: Überquerungsstelle mit Überweg 
Der Querungsbereich für blinde oder sehbehinderte Men-
schen muss auf der kreuzungsabgewandten Seite liegen. 
Der Abstand zwischen Richtungs- und Sperrfeld beträgt  
≥ 60 cm. 

Musterzeichnung 2: Überquerungsstelle mit Furt
Die Lichtsignalanlage steht in der Flucht des Auffinde-
streifens (Abstand ≤ 25 cm) zwischen beiden Querungs-
bereichen, damit sie für Menschen im Rollstuhl oder mit 
Rollator sowie für blinde oder sehbehinderte Menschen 
gut ereichbar ist. Der Abstand vom Richtungs- zum Sperr-
feld beträgt 30 bis 60 cm.
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Musterzeichnung 3: Überquerungsstelle mit nicht 
rechtwinklig verlaufender Furt
Die Rippen des Richtungsfeldes müssen in Furtrichtung 
verlaufen. Das Richtungsfeld muss an der schmalsten 
Stelle mindestens 60 cm tief sein. Wenn möglich, sollte der 
Querungsbereich für blinde oder sehbehinderte Menschen 
in einen Bereich mit Bord senkrecht zur Querungsrichtung 
gelegt werden.

Abb. 21 Schräge Überquerungsstelle mit Begleitstreifen in Fulda.
 

Abb. 22: Der gesamte Querungsbereich als Kontrastfläche in 
Riedstadt Philippshospital.   

     

Abb. 23 und 24: Ein Leitsystem führt zum Auffindestreifen 
der Überquerungsstelle, in Gießen mit hellen, in Frankfurt 
mit dunklen Bodenindikatoren je nach Belag (Foto 19 aus 
Kohaupt, B./J. Kohaupt (2015): Barrierefreie Verkehrs- und 
Außenanlagen).
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Musterzeichnung 4: Ungesicherte Überquerungsstelle 
Ein verkürzter Auffindestreifen beginnt an der inneren 
Leitlinie und weist auf die Lage der Überquerungsstelle 
hin. Der Abstand zum Richtungsfeld beträgt ≥ 60 cm und 
sollte 90 cm nicht überschreiten.

Abb. 25: Ungesicherte Überquerungsstelle in Biebesheim.

Musterzeichnung 5: Ungesicherte Überquerungsstelle 
bei schmalen Gehwegen
Wenn möglich sollte der Querungsbereich für blinde oder 
sehbehinderte Menschen in den Bereich mit Bord senk-
recht zur Querungsrichtung gelegt werden.

Bei schmalen Gehwegen ist oft kein Platz für verkürzte 
Auffindestreifen, sodass ein Richtungsfeld als Querungsan-
zeige ausreicht. Insbesondere bei Straßeneinmündungen 
liegt die Überquerungsstelle direkt in Gehrichtung und 
kann kaum verfehlt werden. 

Abb. 26: Ungesicherte Querungsstelle an einem schmalen 
Gehweg in Nauheim. Das Richtungsfeld wird von einem 
visuellem Kontraststreifen umgeben, der Auffindestreifen 
entfällt. Um die für eine 90-Grad-Wende zu geringe Be-
wegungsfläche für Menschen im Rollstuhl zu kompensieren, 
wurde die Nullabsenkung verbreitert.
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Querung in Hauptgehrichtung

Musterzeichnung 6: Gesicherte Überquerungsstelle in 
Hauptgehrichtung
Weil die Nullabsenkung direkt in Gehrichtung liegt, ist hier 
ein Sperrfeld mit 90 cm Tiefe ratsam. Ein Auffindestreifen 
ist hier nicht sinnvoll anzuordnen, da Auffindestreifen quer 
über den Gehweg verlaufen müssen. Das Noppenfeld 
weist darauf hin, dass die Überquerungsstelle gesichert ist 
und entfällt bei ungesicherter Querung.              

Musterzeichnung 7: Ungesicherte Überquerungsstelle 
in Hauptgehrichtung 
Das Sperrfeld warnt vor der Nullabsenkung direkt in Geh-
richtung. Bei höherem Fahrzeugaufkommen sollte das 
Sperrfeld 90 cm tief sein. Ein Auffindestreifen ist hier nicht 
sinnvoll anzuordnen, denn Auffindestreifen müssen quer 
über den Gehweg verlaufen.
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4.1.3	 Lichtsignalanlagen

Lichtsignalanlagen bieten Menschen mit Behinderung 
besonderen Schutz beim Queren von Fahrbahnen, sofern 
die Freigabezeit ausreichend bemessen ist. Blinde oder 
sehbehinderte Menschen wird die Freigabe durch akusti-
sche und taktile Signale gegeben, die ihnen Orientierung 
bieten, auch während sie in der Furt unterwegs sind. Wenn 
die Masten mit den akustischen Signalen in verschiede-
ne Querungsrichtungen zu nah bei einander stehen (≤ 4 
m), ist die Zuordnung beim Warten am Mast allerdings 
nicht immer eindeutig. Deshalb ist hier ein taktiles Signal 
zwingend erforderlich. Der Taster bietet zudem zusätzliche 
Informationen über die Querungsrichtung und die Form 
und Signalisierung der Querungsanlage (mit Mittelinsel 
usw.).

Abb. 27: Taster an Lichtsignalanlagen (nach RILSA und DIN 
32981). Bei den meisten Herstellern ist der Vibrator unten 
angebracht. Die tastbaren Symbole auf dem Vibrator infor-
mieren über die Form der Furt.

Abb. 28-31: Taster und Vibratoren an Lichtsignalanlagen.

Damit der Taster gut auffindbar ist, muss der Mast dicht 
am Auffindestreifen stehen (≤ 25 cm). Der Taster sitzt auf 
der Seite des Mastes, auf die man zum Überqueren zu-
läuft.

 
Abb. 32: Der sichtbare Taster vor dem Mast auf der Mittel-
insel gibt die Freigabe für den folgenden Abschnitt der Furt 
(Biebesheim).
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4.1.4	 Querung von Radwegen auf 
Gehwegniveau

Radverkehr ist akustisch kaum wahrzunehmen und stellt 
deshalb eine besondere Gefahrenquelle dar. Ein Radweg 
muss deshalb durch einen taktil und visuell erkennbaren 
Trennstreifen von mindestens 30 cm Breite vom Gehweg 
getrennt sein (siehe Abbildungen 33-35). Hierfür dürfen 
keine Rippen- oder Noppenplatten eingesetzt werden. Auf 
dem Radweg selbst sind keine Bodenindikatoren vorzuse-
hen, damit er als Fahrbahn und damit als Gefahrenbereich 
erkennbar ist. 

Bei Radwegen wird der Auffindestreifen unterbrochen und 
der Trennstreifen läuft durch. Ein Richtungsfeld ist nicht 
erforderlich und sollte nur bei sehr breiten Radwegen an-
geordnet werden. 

Musterzeichnung 8: Querung von Radweg auf Geh-
wegniveau vor gesicherter Überquerungsstelle 

Der Auffindestreifen führt bis vor den Trennstreifen. Der 
Trennstreifen muss visuell und taktil wahrnehmbar sein.

Musterzeichnung 9: Querung von Radweg auf Geh-
wegniveau vor einer Haltestelle 

Der Auffindestreifen führt bis vor den Trennstreifen. Der 
Trennstreifen muss visuell und taktil wahrnehmbar sein.

Abb. 33-35 Trennstreifen in Frankfurt, Mainz, Liederbach (Grob-
pflaster und Trennstein). Der taktile und visuelle Kontrast muss 
gewährleistet sein. Auffindestreifen enden vor dem Trennstreifen. 
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4.1.5	 Komplexe Querungsanlagen

Überquerungsstelle mit Mittelinsel
Die Gestaltung der Überquerungsstelle auf Mittelinseln 
erfolgt genauso wie auf der Gehwegseite (um die Fahr-
bahnachse gespiegelt). Richtungs- und Sperrfeld auf Mit-
telinseln sollten nicht tiefer als 60 cm sein, damit die Felder 
auf beiden Seiten der Insel noch unterscheidbar sind.

Musterzeichnung 10: Überquerungsstelle mit Mittel-
insel
Beispiel mit Lichtsignalanlage und differenzierter Bordhöhe: Abb. 36: Überquerungsstelle mit Mittelinsel und Lichtsignal-

anlage in Biebesheim.

Abb. 37: Ungesicherte Überquerungsstelle mit Mittelinsel in 
Groß-Gerau.
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Dreiecksinsel
Musterzeichnung 11: Überquerungsstellen auf Drei-
ecksinsel

Dreiecksinseln sind für blinde oder sehbehinderte Men-
schen schwierig, weil ihre Wege nicht nur orthogonal 
verlaufen. Von einem großen Abzweigefeld wird in die drei 
Richtungen geführt. 

Gesicherte Überquerungsstellen werden durch die Kombi-
nation von Noppen und Richtungsfeld angezeigt. Des-
halb müssen bei erforderlichen Leitstreifen zwischen dem 
zentralen Abzweigefeld und den Richtungsfeldern Noppen 
verwandt werden.

Querungsanlagen am Kreisverkehr
Musterzeichnung 12: Überquerungsstellen am Kreis-
verkehr

Kreisverkehrsanlagen bedeuten für Menschen mit Gehbe-
hinderung meist große Umwege. Für blinde oder sehbe-
hinderte Menschen bieten die Querungen der Fahrbahnen 
besondere Schwierigkeiten bei der Orientierung, da die 
Wegeführung am Kreisverkehr notwendigerweise im Bo-
gen verläuft und nicht rechtwinklig ist. Deshalb ist die An-
ordnung der Bodenindikatoren hier besonders wichtig. Die 
akustische Wahrnehmung von Fahrzeugen ist schwierig, 
weil Fahrzeuge, die dem Kreisel weiter folgen, nicht von 
Fahrzeugen unterscheidbar sind, die den Kreisel verlassen.

Alle Überquerungsstellen sollten als Überweg ausgebil-
det werden, da die Unterschiede der Vorfahrtsregeln bei 
Ein- und Ausfahrt des Kreisels ansonsten kaum transparent 
wären. Der Überweg sollte möglichst 5 m von der Kreisel-
einfahrt entfernt liegen, damit hinter der Warteposition 
gequert werden kann.
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4.2	 Bushaltestellen

4.2.1	 Anforderungen

Schutzziele (nach DIN 18040-3, Abs. 5.6.1)
•	 Öffentlich zugängliche Anlagen des Öffentlichen 

Personennahverkehrs müssen barrierefrei auffindbar, 
zugänglich und nutzbar sein.

•	 Haltestellen und Fahrzeuge sind systemisch aufeinan-
der abzustimmen.

•	 Bei Umsteigehaltestellen sollten durchgängige Wege-
führungen vorhanden, Orientierungs- und Leitsysteme 
aufeinander abgestimmt sein.

Grundbedingung für die Nutzbarkeit einer Haltestelle ist 
ihre Erreichbarkeit und Zugänglichkeit. Um eine Bushalte-
stelle barrierefrei nutzen zu können, muss deshalb auch 
die Straße barrierefrei zu queren sein. Beim Übergang von 
der Bordabsenkung auf Haltestellenniveau ist dabei auf 
die Begrenzung von Längs- und Quergefälle zu achten 
(siehe Kap. 3.3.2). Zudem muss die Haltestelle als solche 
erkennbar sein und eine ausreichende Bewegungs- und 
Wartefläche bieten. Insbesondere aber muss der selbstän-
dige Einstieg von Menschen im Rollstuhl oder mit Gehhilfe 
möglich sein sowie die selbständige Orientierung von 
blinden oder sehbehinderte Menschen. 

Dabei ist den Bedürfnissen aller Fahrgäste Rechnung zu 
tragen. Einseitige Optimierungen, die zu gravierenden 
Nachteilen für andere Fahrgäste führen, sind zu vermei-
den. Die unterschiedlichen Bewegungs- und Orientie-
rungsmöglichkeiten von in ihrer Mobilität eingeschränkten 
und nicht eingeschränkten Fahrgästen – aber auch der 
verschiedenen Gruppen von Menschen mit Behinderun-
gen – bedingen meist Kompromisse bei den Lösungen im 
Einzelfall.

4.2.2	 Barrierefreier Ein- und Ausstieg

Ein selbständiges Ein-/Aussteigen in einen Bus ist für 
Menschen mit Gehbehinderung, z. B. Menschen im Roll-
stuhl oder mit Rollator, entsprechend der DIN 18040-3 
dann möglich, wenn der verbleibende Restspalt bzw. die 
verbleibende Reststufe 5 cm nicht überschreitet (siehe 
hierzu Abb. 38).

 

Abb. 38: Forderungen aus unbehinderter Mobilität an die 
maximale Breite von Spalt und Stufe beim Einsteigen in 
den Bus (Quelle: Rhein-Main-Verkehrsverbund: Maßnah-
menplan für barrierefreie Haltestellen im Busverkehr - Teil 
2, S. 37).

Die europäischen Normen zur Konstruktion von Bus-
sen sehen vor, dass die Höhe der ersten Stufe über der 
Fahrbahn an mindestens einer Betriebstür nicht mehr 
als 25 cm bzw. an zwei Türöffnungen nicht mehr als 27 
cm beträgt. Dies erreichen die heutigen Linienbusse mit 
Niederflurtechnik und der einseitigen Absenkung des 
Fahrzeugaufbaus um 7 bis 9 cm („Kneeling“). Bei einer 
Höhe des abgesenkten Fahrzeugbodens von 27 cm und 
einer Reststufe von max. 5 cm ergibt sich so eine Bord-
steinhöhe von 22 cm. Ein Bord in dieser Ausbauhöhe 
erfordert i.d.R. keine Klapprampe mehr für den Einstieg 
bzw. Ausstieg. Deshalb wird eine Bordhöhe von mind. 
22 cm für die Bushaltestellen im Landkreis Groß-Gerau 
empfohlen.

Für Menschen im Rollstuhl, mit Rollator oder mit Kinder-
wagen ist die zweite Bustür von besonderer Bedeutung, 
da sie den Zugang zur unbestuhlten Sondernutzungs-
fläche bietet. Insbesondere hier darf die Niveaudifferenz 
zwischen Fahrzeugboden und Bussteig nicht mehr als 5 
cm betragen. Während sich die erste Tür bei verschie-
denen Fahrzeugtypen gemessen ab der Fahrzeugfront 
immer im Bereich von 0,50 bis 1,90 m befindet, variiert 
die zweite Tür abhängig vom Fahrzeugtyp in ihrer Posi-
tion deutlich. Sie befindet sich im Bereich von ca. 4,80 bis 
7,80 m.
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Die Bordsteinhöhe von 22 cm setzt voraus, dass der Bus 
diese Kante beim Ein- und Ausfahren nicht mit dem vor-
deren bzw. hinteren Wagenkastenüberhang überstreicht, 
da sonst Beschädigungen am Bus auftreten können. In 
Bereichen, in denen ein Fahrzeug die Wartefläche bzw. den 
Bordstein überstreichen muss, sollte die Erhöhung des-
halb maximal 16 cm betragen. Um diesen Konflikt zu lösen, 
kann die Haltestelle in einen Abschnitt mit 22 cm Bord-
höhe an den beiden vorderen Bustüren und in einen nach 
hinten anschließenden Abschnitt mit 16 cm (dritte Tür und 
Einfahrtbereich) aufgeteilt werden. Zum Höhenausgleich 
ist dann ein Übergangsbereich zwischen der zweiten und 
dritten Tür des Busses erforderlich.

Die Begrenzung der Spaltbreite auf 5 cm setzt einen grad-
linigen Bord im Haltebereich voraus. Ob diese Grenze auch 
im Betrieb eingehalten werden kann, hängt wesentlich von 
der Anfahrbarkeit der Haltestelle ab, die wiederum durch 
die Haltestellenform beeinflusst wird. 

Die bordsteinparallele Anfahrt wird durch die besondere 
Gestalt des Hochbordes unterstützt, die gleichzeitig den 
Verschleiß der Busreifen bei der Anfahrt minimiert. Diese 
Formsteine verfügen an der Basis über eine Hohlkehle, die 
eine gute Spurführungshilfe für ankommende Fahrzeuge 
bietet. Damit das Fahrpersonal die Reifen mit leichtem 
Druck gegen den Bord steuern kann, muss dieser entspre-
chend verschiebesicher verlegt sein.

Diese untere Hohlkehle gewährleistet zudem, dass die Rei-
fenflanke geschont wird. Der Kontakt zwischen Reifen und 
Hochbord beschränkt sich weitestgehend auf die Laufflä-
che des Reifens. Eine glatte Anlauffläche schont die Reifen. 
Eine zusätzliche zweite Hohlkehle an der Bordoberkante 
ermöglicht, dass der Wagenkasten bei der Anfahrt und 
dem „Kneeling“ nicht beschädigt wird. Beim Einbau dieser 
Borde ist darauf zu achten, dass die Fahrbahndecke lang-
fristig stabil bleibt und keine Spurrillen entstehen können. 
Eine Ausführung in Beton ist deshalb ratsam. Ein Boden-
einlauf im Haltebereich ist zu vermeiden.

Bei beengten Verhältnissen (z. B. Einfahrten) kann das 
Hochbord ggf. nur den Bereich der ersten und zweiten Tür 
abdecken. Das erfordert eine Mindestlänge von rund 9 
m. Stehen bei beengten Platzverhältnissen keine 9 m zum 
Einbau eines Hochbords zur Verfügung, sollte zumindest 
ein taktiles Leitsystem mit Führung zur ersten Bustür und 
eine barrierefreie Bordhöhe an der zweiten Bustür (Zugang 
zur Sondernutzungsfläche) eingerichtet werden. Solche 
Lösungen sind in der Praxis bisher jedoch kaum vorhan-
den bzw. kaum erprobt.

Für Haltestellen, die dauerhaft ausschließlich von Klein- 
und Midibussen angedient werden, gelten bezüglich der 
Ausbaulänge und der optimalen Bordhöhe gesonderte 
Standards. Entsprechende Haltestellen sollten von vorn-
herein auf das entsprechende Maß der eingesetzten 
Fahrzeuge verkürzt ausgebaut werden. Kleinbusse ver-
fügen zudem i.d.R. über eine niedrigere Wagenfußboden-
höhe, so dass die Bordhöhe entsprechend anzupassen 
ist. Werden Haltestellen von Klein- und Standardbussen 
angedient, muss entweder ein Kompromiss hinsichtlich der 
Bordhöhe gefunden (nach dem derzeitigen Erkenntnis-
stand insbesondere bei Außenschwenktüren maximal 18 
cm) oder eine höhendifferenzierte Haltestellengestaltung 
angewendet werden.
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Abb. 40: Haltestellenkap in Gernsheim.

Ein weiterer Vorteil des Haltestellenkaps ist die vergrößerte 
Wartefläche für die Fahrgäste, die auf dem vorgezogenen 
Kap entsteht.

Der Einsatzbereich von Haltestellenkaps ist bis zu einer 
Verkehrsbelastung von 700 Kfz/h und Richtung an zwei-
streifigen Hauptverkehrsstraßen entsprechend dem 
Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen 
(HBS) unbedenklich (siehe Abb. 37).

 

Abb. 41: Einsatzbereiche für die Anlage von Haltestellenkaps 
an zweistreifigen Hauptverkehrsstraßen. (Eigene Darstellung 
nach FGSV (2015): Handbuch für die Bemessung von Stra-
ßenverkehrsanlagen, HBS).5

Im Rahmen der Planungen zum barrierefreien Um- und 
Ausbau der Bushaltestellen im Kreis Groß-Gerau sollte des-
halb immer geprüft werden, ob ein Um- bzw. Ausbau als 
Haltestellenkap möglich ist. 

5 Der Auszug aus dem FGSV-Regelwerk Nr. 299, Handbuch für die 
Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS), 2015, ist mit Erlaub-
nis der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. 
auszugsweise wiedergegeben worden. Maßgebend für das Anwen-
den des FGSV-Regelwerkes ist dessen Fassung mit dem neuesten 
Ausgabedatum, die beim FGSV Verlag, Wesselinger Str. 15-17, 50999 
Köln, www.fgsv-verlag.de, erhältlich ist.

4.2.3	 Haltestellenformen und 
Anfahrbarkeit

Eine gute tangentiale Anfahrbarkeit der Haltestelle ist Vor-
aussetzung für einen barrierefreien Einstieg. Je nach Ver-
kehrssituation und Platzverhältnissen ist hierfür zwischen 
verschiedenen Ausbauformen zu wählen:

•	 Haltestellenkap
•	 Halten am Fahrbahnrand
•	 Haltestellenbucht mit der Sonderform Haltestellen-

bucht mit Nase

Beim Haltestellenkap ist das dichte Heranfahren an den 
Bord am ehesten möglich. Bei Haltestellen am Fahrbahn-
rand wird das dichte Heranfahren dagegen oft durch 
parkende oder haltende Fahrzeuge behindert. Am schwie-
rigsten ist das dichte Heranfahren an den Bord bei Halte-
stellenbuchten. Hier ist ein sehr langer Einfahrbereich er-
forderlich. Sonderformen wie die Haltestellennase können 
dies etwas erleichtern.

Deshalb stellt die Haltestellenbucht innerorts bei zulässi-
gen Geschwindigkeiten Vzul ≤ 50 km/h eine Ausnahme-
form dar. 

Haltestellenkap
 
Beim Haltestellenkap wird der Seitenraum im Haltestellen-
bereich in den Straßenraum vorgezogen (siehe Abb. 39). 
Das Haltestellenkap ist gleichzeitig die kürzeste Form einer 
Haltestelle. Die Länge der Haltestellen bestimmt sich aus 
der Länge der Busse, von denen die Haltestelle angefahren 
wird. Diese Haltestellenform ist von den Bussen am besten 
anfahrbar und unterstützt somit ein bordsteinparalleles An-
halten. Auch besteht keine Gefahr, dass der Anfahrbereich 
zugeparkt wird. 

Abb. 39: Haltestellenkap. (Quelle: Verkehrsverbund Rhein-
Neckar VRN (2016): Barrierefreie Bushaltestellen. Empfeh-
lungen für Aus- und Umbau im Verkehrsverbund Rhein-Ne-
ckar, Mannheim.)

Damit das parallele Anfahren nicht durch überbreite oder 
schlecht geparkte Fahrzeuge, die in die Fahrbahn hinein-
ragen, behindert wird, sollten Parkstände nicht unmittelbar 
hinter der Wartefläche angeordnet werden.
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Halten am Fahrbahnrand 
Die innerorts am häufigsten realisierte Haltestellenform 
ist das Halten am Fahrbahnrand (siehe Abb. 42-43). Die 
Länge der Haltestellen setzt sich zusammen aus der Bus-
länge zuzüglich eines freizuhaltenden Bereichs von ca. 40 
m. Diese Zusatzlänge muss eingehalten werden, damit der 
Bus die Haltestelle gut anfahren und auch wieder verlassen 
kann (EAÖ, 2013).

   

Abb. 42: Haltestelle am Fahrbahnrand. (Quelle: siehe Abb. 
35)  

        

Abb. 43 Haltestelle am Fahrbahnrand in Biebesheim.
 
Eine weitere Variante der Seitenrandhaltestelle ist die Hal-
testelle am Fahrbahnrand mit Längsparkstreifen, die aber 
eine ähnliche Länge erfordert wie die Haltestellenbucht 
(siehe Abb. 44). Deshalb ist es sinnvoller, solche Haltestel-
len durch ein Kap zu ergänzen. Dadurch wird das Anfahren 
leichter, zusätzlicher Parkraum frei und es gibt weniger 
Konflikte mit Falschparkern.

 

Abb. 44: Haltestelle am Fahrbahnrand mit Längsparkstreifen. 
(Quelle: siehe Abb. 35)

Haltestellenbucht
Die Haltestellenbucht kommt innerorts nur dort zur An-
wendung, wo Busse längere Aufenthaltszeiten haben, z. B. 
zur Anschlusssicherung, an Schulstandorten mit längeren 
Fahrgastwechselzeiten oder an Anfangs- und Endhaltestel-
len von Linien (siehe Abb. 45).

 

Abb. 45: Haltestellenbucht. (Quelle: siehe Abb. 35)

Sie muss, um ein bordparalleles Anfahren zu ermöglichen, 
eine Mindestlänge von minL = 88,70 m aufweisen (EAÖ, 
2013). Diese Länge wird auch vom Land Hessen im Rah-
men der Verkehrsinfrastrukturförderung gefördert.6 

Nachteile von Busbuchten sind – neben dem großen Platz-
bedarf – die Reisezeitverluste im Betrieb, unangenehme Sei-
tenbeschleunigungen für Fahrgäste beim Ein- und Ausfah-
ren sowie Kosten durch Winterdienst. Infolge widerrechtlich 
geparkter Fahrzeuge sind sie nicht immer korrekt anfahrbar.

Diese Nachteile können etwas verringert werden durch die 
folgende besondere Form der Busbucht. 

Busbucht mit Nase
Durch Ausbildung einer zweiten kleinen Bucht (Nase) wird 
das Einschwenken und damit das Anfahren des Haltestel-
lenbordes erleichtert. Im Gegensatz zur Standardbusbucht 
kommt die Busbucht mit Nase bereits mit einer Gesamt-
länge von ca. 60 m aus.

Abb. 46: Haltestellenbucht mit Nase. (Quelle: siehe Abb. 35) 

6 Näheres ist dem „Informationsblatt für Bushaltestellen“ von 
Hessen Mobil (2019) zu entnehmen; siehe www.mobil.hessen.de 
im Bereich Verkehrsinfrastrukturförderung.
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4.2.4 	 Orientierungshilfen an Haltestellen

Blinde oder sehbehinderte Menschen müssen zuerst eine 
Haltestelle finden können und dann, wenn der Bus kommt, 
die Einstiegstür. Sie sollten möglichst an die erste Tür ge-
führt werden, um bei Bedarf vom Fahrpersonal Hilfe zu 
erhalten.

Auffindestreifen
Die Haltestelle wird im Bereich der Gehbahn bzw. des Geh-
wegs durch einen Auffindestreifen angezeigt. Er ist 60 bis 
90 cm breit und führt in der Regel in Richtung der ersten 
Bustür. Um die Haltestelle eindeutig von einer Überque-
rungsstelle unterscheiden zu können, besteht der Auffinde-
streifen aus Rippenplatten, die in Richtung des Gehweges 
bzw. parallel zum Bord verlaufen (nach DIN 32984 Auf-
findestreifen für seitliche Ziele).

Rippenplatten sind schlechter wahrzunehmen als Nop-
penplatten. Zudem muss die Erkennbarkeit des Auf-
findestreifens auch für größere Menschen (Schrittlänge) 
sichergestellt werden. Aus diesen Gründen hat sich der 
Blinden- und Sehbehindertenbund in Hessen e. V. (BSBH) 
mit der LNVG Kreis Groß-Gerau im Jahr 2015 darauf ver-
ständigt, dass im Kreis Groß-Gerau Auffindestreifen an 
Haltestellen unabhängig von der Frequentierung in einer 
Breite von 90 cm angelegt werden.

Einstiegsfeld
Das Einstiegsfeld markiert an Bushaltestellen die Einstiegs-
stelle im Bereich der ersten Bustür. Dieses Feld ist 90 cm 
tief und 120 cm breit und besteht ebenfalls aus Rippen-
platten. Führt ein 90 cm breiter Auffindestreifen zum Ein-
stiegsfeld, ist der Übergang zwischen beiden in der Praxis 
nicht mehr wahrzunehmen, sodass das Einstiegsfeld in 
diesem Fall entfallen kann.7

Der Abstand zwischen Einstiegsfeld bzw. dem Ende des 
Auffindestreifens und der Bordkante beträgt 30 cm, um bei 
Annährung an die Absturzkante diese rechtzeitig anzu-
zeigen.

7 Bei 60 cm breiten Auffindestreifen (z. B. möglich bei sehr breiten 
Gehwegen) sind Einstiegsfelder empfehlenswert, bei nicht vor-
handenen Auffindestreifen (beispielsweise bei einem Fahrgast-
unterstand in Höhe der 1. Tür) sind sie erforderlich.

Leitstreifen
Zusätzlich kann ein Leitstreifen in ca. 60 cm Abstand paral-
lel zum Hochbord angeordnet werden. Dieser Sicherheits-
streifen weist Ankommende unter anderem auf die Annä-
herung an den Bord hin. Er besteht aus Rippenplatten mit 
einer Breite von 30 cm und mündet in das Einstiegsfeld 
(soweit vorhanden) bzw. in den Auffindestreifen. 

Der Streifen markiert zudem den Sicherheitsabstand zur 
Bordsteinkante und hat eine Warnfunktion für alle Ver-
kehrsteilnehmenden, indem er den Abstand zu den ein-
fahrenden Fahrzeugen (insbesondere zum Außenspiegel) 
kennzeichnet. Blinde und sehbehinderte Fahrgäste benöti-
gen diesen Leitstreifen nicht zwingend, wenn die Führung 
zur Einstiegstür durch den Auffindestreifen eindeutig ist. 

Bei größeren Bushaltestellen mit mehreren hintereinander-
liegenden Buspositionen ist ein solcher Leitstreifen aber 
zwingend erforderlich, um die verschiedenen Einstiegs-
positionen zu verbinden. Ist die Halteposition des zweiten 
Busses nicht festgelegt, weil z. B. davor unterschiedlich 
lange Busse stehen können, so ist hier ein Einstiegsfeld 
eher irreführend und muss entfallen. Dann muss der Leit-
streifen als Orientierungshilfe ausreichen.

Sind  weitere für blinde und sehbehinderte Menschen 
wichtige Ziele vorhanden, z. B. eine Info- oder Notrufsäule, 
ein Aufzug oder Treppenabgang, so ist mit einem Ab-
zweigefeld mit Noppenplatten auf dieses Ziel hinzuweisen. 
Liegt das Ziel weniger als 2 m vom Leitstreifen entfernt, so 
kann auf einen dorthin führenden Leit- oder Auffindestrei-
fen verzichtet werden.
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Abb. 47: Ein Auffindestreifen führt in Nauheim zur Infosäule.

   

Abb. 48: Busbahnhof Herborn. Die versetzten Taschen er-
leichtern das dichte Anfahren des Bordes. Ein Leitsystem 
führt zu den Haltepositionen.

 

Abb.: 49 Biebesheim. Am Zugang zum Bahnsteig beginnt ein 
Leitsystem und führt zum Leitstreifen entlang des Bahn-
steigs. Am Bahnsteig beginnt das Leitsystem mit einem 
Abzweigefeld.
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Für die Ausstattung der Haltestelle gelten die folgenden 
Anforderungen:

Anforderungen an die Ausstattung von Haltestellen
Alle Ausstattungselemente müssen stufenlos erreichbar sein
Fahrgast- 
unterstand

	» gut einsehbar (soziale Sicherheit)
	» Glaswände mit Kontrastmarkierung (Kap. 4.4)
	» beleuchtet

Sitzgelegenheit 	» Arm- und Rückenlehnen
	» Sitzfläche glatt und nicht zu tief, waagerecht in 
ca. 46 - 48 cm Höhe 

	» mit dem Langstock ertastbar und visuell 
kontrastreich

	» dazu ausreichend Platz für Rollstuhl oder 
Kinderwagen

Fahrgast-
informationen

	» Aushangfahrplan (PBefG § 40) und 
Liniennetzplan in Höhe 1,00- 1,60 m (mittlerer 
Höhe 1,30 m), blendfrei, unmittelbar 
hinter Glasabdeckung, kurzer Sehabstand 
(Bewegungsflächen vor dem Aushang 
müssen freigehalten werden, also nicht hinter 
Sitzgelegenheiten, Abfallbehältern etc.)

	» Akustische Fahrgastinformationen (Ansagen 
sind durch einleitenden Ton anzukündigen, 
Lautstärke 10 dB (A) über Störschallpegel 

	» Bereitstellung von Informationen in haptischer Form
	» Info- und Notrufsäulen an stark frequentierten 
Haltestellen

	» Dynamische Fahrgastinformationen (DFI), 
helle Schrift auf dunklem Hintergrund, ohne 
Laufschrift, mit akustischer Ansage gekoppelt 
(evtl. Anforderung mit Taster)

Abfallbehälter 	» möglichst ganz auf dem Boden stehend oder 
mit dem Langstock ertastbar (siehe Kap. 4.4)

Beleuchtung 	» Erkennbarkeit aller Informationen
	» Soziale Sicherheit

4.2.5	 Warte- und Bewegungsfläche

Die Warte- und Bewegungsfläche sollte eine Mindestbrei-
te von 2,50 m aufweisen (Abstand obere Bordsteinkante 
bis zum ersten Hindernis in Höhe der zweiten Tür), damit 
eine Klapprampe genutzt werden kann. Dieser Abstand ist 
erforderlich, damit für Menschen im Rollstuhl ausreichend 
Bewegungsfläche (1,50 m x 1,50 m) vor der ausgelegten 
Rampe bleibt. Für die Aufstellung eines Fahrgastunter-
standes, dessen Dachtiefe mindestens 2,0 m betragen 
sollte, wird in der Regel eine 3,0 m tiefe Wartefläche be-
nötigt. Bei Mischflächen sollten größere Breiten angestrebt 
werden, um Behinderungen zwischen zu Fuß Gehenden 
und Radfahrenden zu minimieren. Auch bei beengten Ver-
hältnissen lässt sich dieses Ziel häufig erreichen, wenn die 
Haltestelle als Haltestellenkap ausgestaltet wird.
Bei sehr beengten räumlichen Gegebenheiten reicht bei 
einer Bordhöhe von 22 cm eine Wartefläche von 1,50 m 
Breite aus. Für Menschen im Rollstuhl, die auch hier eine 
Klapprampe benötigen, kann dies allerdings zu Problemen 
führen.8 

Auch die Möblierung des Wartebereichs muss diese Be-
wegungsfläche frei lassen, insbesondere im Bereich an 
der zweiten Bustür, die Menschen im Rollstuhl oder mit 
Rollator zum Ein- und Aussteigen nutzen. Von Leitstrei-
fen müssen Hindernisse beidseitig 60 cm Abstand halten 
(siehe Kap. 4.4).

8 zu den erforderlichen Bewegungsflächen siehe Kap. 3.3.1
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4.2.6	 Radwege an Haltestellen

Aus- und Einsteigen direkt auf einen Radweg ist zu ver-
meiden. Radfahrende sollten deshalb

•	 am besten auf Fahrbahnniveau mit einem Radfahr- 
oder Angebotsstreifen geführt werden. Ggf. können 
Radwege vor der Haltestelle auf Fahrbahnniveau her-
untergeführt werden. 

•	 Alternativ sollten Radfahrende auf einem Radweg mög-
lichst weiträumig um den Wartebereich herumgeführt 
werden. Dann ist auf die visuelle und taktile Abtren-
nung vom Gehbereich zu achten (siehe Kap. 4.1.4).

•	 Alternativ sollte der Radweg vor dem Wartebereich 
enden. Der Gehweg kann dann für den Radverkehr 
frei gegeben werden. Ein deutlich anderer Bodenbelag 
kann diesen Bereich kenntlich machen (siehe Abb. 50).

Abb. 50: Unterbrechung des Radweges an Haltestelle (ge-
mäß RASt 06, Bild 87, S.99)

Separate Musterzeichnungen der LNVG Kreis Groß-Gerau 
zu Haltestellen werden auf www.LNVG-GG.de in der Rubrik 
„Nahverkehrsplan“ (NVP – Anhang 2) veröffentlicht. 
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4.3.1	 Rampen

Anforderungen
•	 Gefälle bis 6 %, kein Quergefälle
•	 alle 6 m Zwischenpodest von 1,50 m, zur Entwässerung 

Längsgefälle max. 3 %
•	 Breite min. 1,20 m
•	 Handläufe, Radabweiser gemäß DIN 18040-1

Abb. 51: Lange Rampe mit Zwischenpodesten in Hamburg. 
An den Handläufen lassen sich die Wechsel von Rampe und 
Zwischenpodesten ablesen.

Abb. 52: Rampe nach DIN 18040-1 (Quelle: Kohaupt, B./J. 
Kohaupt (2015): Barrierefreie Verkehrs- und Außenanlagen).

4.3	 Überwindung von 
Höhenunterschieden

Für Menschen mit Gehbehinderung sind Höhenunter-
schiede ein großes Problem. Sie benötigen Rampen oder 
Aufzüge. Für blinde oder sehbehinderte Menschen sind 
Aufzüge dagegen schwierig zu bedienen. Deshalb be-
nutzen sie meist lieber Treppen. Die Anforderungen sind 
entsprechend sehr unterschiedlich.

Anlage Probleme Anforderungen
für Menschen mit Gehbehinderung
Aufzüge störanfällig Taster muss erreichbar 

und in Greifhöhe sein
Rampen sehr lang, v. a. mit Hand-

rollstuhl anstrengend
Gefälle bis 6 % und Zwi-
schenpodeste, Geländer

für blinde oder sehbehinderte Menschen
Treppen oben Sturzgefahr Aufmerksamkeitsfeld 

vor oberster Trittstufe, 
Handlauf

Fahrtreppen Schwierig, insb. bei wech-
selnder Fahrtrichtung

Aufzüge Kompliziert zu bedienen Taster muss auffindbar 
und ertastbar sein

Rampen Kollisionsgefahr mit 
Radfahrern; Sturzgefahr, 
wenn steiler als 6 %

Aufmerksamkeitsfeld 
oben, wenn steiler als 6 %
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4.3.2	 Aufzüge

Anforderungen
•	 Platz für Begleitperson 
•	 mindestens Aufzugstyp 2 nach DIN EN 81-70: 2005-099

Abmessungen für Typ 2:
•	 Fahrkorb ≥ 1,10 m x 1,40 m (bei Verkehrsaufzügen 

mögl. Typ 3 ≥ 1,10 m x 2,10 m)
•	 Türöffnung: mindestens ≥ 0,90 m  
•	 Handlauf an mindestens einer Seitenwand: Höhe 0,90 

m ± 2,5 cm, Durchmesser 3 cm bis 4,5 cm, Wandab-
stand 3,5 cm bis 4,5 cm

Merkmale Befehlsgeber an 
Haltestelle des 
Aufzugs

Befehlsgeber 
im Fahrkorb

Mindesthöhe vom Boden 
zur Mittellinie des untersten 
Anforderungstasters

850 mm

Größte Höhe vom Boden 
zur Mittellinie des obersten 
Anforderungstasters 	
1100 mm 1200 mm

1100 mm 1200 mm
(vorzugsweise 
1100 mm)

Seitlicher Mindestabstand 
von der Taster-Mittellinie 
und der seitlichen Wand

500 mm
(vorzugsweise 700 
mm)

400 mm

•	 Bewegungsfläche vor dem Aufzug: 1,50 m x 1,50
•	 keine abwärts führenden Treppen vor der Bewegungs-

fläche

9 Auf diese Normfassung verweist die DIN 18040. Inzwischen gibt 
es eine neuere Norm mit etwas veränderten Anforderungen (DIN 
EN 81-70: 2018)

Musterzeichnung 18: Leitsystem vor Aufzügen
Leitsysteme oder Auffindestreifen für Aufzüge führen zum 
Anforderungstaster. Gibt es mehrere Aufzüge oder liegt 
der Aufzug rechts vom Taster, weisen Noppenfelder auf 
deren Lage hin.

Abb. 53: Leitsystem zum Aufzugstaster in Raunheim
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4.3.3	 Treppen

Anforderungen
•	 Gleichmäßige Stufenhöhe und Auftritttiefe
•	 Keine Treppe ohne Setzstufe, keine Unterschneidungen 

der Trittstufen (schräge Setzstufe Unterschneidung ≤ 2 
cm)

•	 Stufenkantenmarkierung Ansicht 1-2 cm, Draufsicht 
4-5 cm, im Innenbereich mindestens an oberster und 
unterster Stufe, im Außenbereich an jeder Stufe. 

Abb. 54: Treppe mit Stufenkantenmarkierung und Aufmerk-
samkeitsfeldern nach DIN 32984. Oberhalb von Treppen 
sind Aufmerksamkeitsfelder als Warnung zwingend erforder-
lich.

Bei Aufmerksamkeitsfeldern am unteren Ende von Treppen 
muss auch die Kantenmarkierung an der untersten Stufe 
deutlich sichtbar sein. Dieses Aufmerksamkeitsfeld

•	 ist nur bei Leitsystemen erforderlich
•	 muss deshalb mindestens 60 cm von der untersten 

Setzstufe abgerückt werden.

Abb. 55 und 56: Dieselbe Treppe von oben und unten ge-
sehen. Von oben ist die letzte Stufenkante und damit die 
unterste Stufe nicht zu erkennen. Deshalb muss das Nop-
penfeld unten entfallen oder 60 cm abgerückt werden.

Diese Stufenkantenmarkierung 
und damit das Treppenende ist 
von oben nicht zu erkennen
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Geländer
•	 beidseitig, ab 12 m Breite zusätzlicher Handlauf.
•	 Der Handlauf muss ≥ 30 cm über Anfang/Ende der 

Treppe waagerecht hinausragen. 
•	 Querschnitt der Handläufe 3-4,5 cm, Halterungen an 

der Unterseite.

 

Abb. 57: Treppe mit Aufmerksamkeitsfeld, Leitstreifen und 
Handlauf in Frankfurt.

Handlaufbeschriftung als Orientierungshilfe:
•	 an Geländeranfang/-ende jeweils am rechten Handlauf
•	 lateinische Großbuchstaben in erhabene Profilschrift 

auf Oberseite
•	 Brailleschrift auf der Rückseite (Wandseite)

 

Abb. 58: Von oben gesehen Profilschrift, auf der Handlauf-
rückseite Brailleschrift.

Treppen im Leitsystem

Musterzeichnung 19: Breite Treppe im Leitsystem

Musterzeichnung 20: Schmale Treppe im Leitsystem

•	 Blinde oder sehbehinderte Menschen müssen zum 
Handlauf geleitet werden

•	 Bei Treppen bis 3 m Breite reicht die Führung in die 
Mitte der Treppe

•	 Neben festen Treppen liegende Rolltreppen können 
indirekt gefunden werden

•	 Quer laufende Leitstreifen müssen oberhalb mindes-
tens 2,50 m Abstand vor der letzten Setzstufe haben, 
unterhalb 2,70 m
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4.4	 Kennzeichnung von Hindernissen 
und Gefahrenstellen

 

Abb. 59: Kennzeichnung von Hindernissen für blinde oder 
sehbehinderte Menschen nach DIN 18040-1.1.

Der Gehbereich muss bis zu einer Höhe von 2,25 m 
hindernisfrei sein (im Einzelfall auch 2,20 m). Hindernisse 
müssen bis zum Boden reichen oder zumindest am Boden 
ertastbar sein. Außerdem müssen sie einen visuellen Kont-
rast zum Umfeld aufweisen.

   

Abb. 60: Die Radständer in Nauheim sind durch eine ertast-
bare Kante vom Gehweg getrennt.

Abb. 61 und 62: Kontrastreich markierte Poller. Ein Hell-
Dunkel-Kontrast ist ausreichend.  

 

Abb. 63: Glaswände und Türen mit Wechselkontrastmarkie-
rung in Frankfurt.

Glaswände/-türen benötigen zumindest zwei Sicherheits-
markierungen (nach DIN 18040-3)

•	 jeweils mindestens 8 cm hoch
•	 über die gesamte Glasbreite
•	 visuell stark kontrastierend 
•	 jeweils helle und dunkle Anteile (Wechselkontrast), für 

wechselnde Lichtverhältnisse im Hintergrund
•	 in Höhe von 40-70 cm und von 1,20-1,60 m über Ober-

fläche

 

Abb. 64: Wechselkontrast mit dunkelorangen Streifen und 
weißen Punkten über die Gesamtfläche verteilt (RMV-Stan-
dard).

Noppenfelder können vor Hindernissen warnen. Oberhalb 
von Treppen muss deshalb vor der obersten Trittstufe ein 
Aufmerksamkeitsfeld mit 60 cm Tiefe angeordnet werden 
(siehe Kap. 4.3.3).
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4.5	 Leitsysteme

Normalerweise orientieren sich blinde oder sehbehinderte 
Menschen an den vorhandenen, „natürlichen“ Strukturen, 
an Kanten, Belägen, Borden und ähnlichem. Über breite-
re Gehwege, Plätze oder größere Freiflächen kann eine 
besondere Gehbahn Orientierung bieten, die einen gut 
berollbaren Belag hat und taktil unterscheidbar ist vom 
Umgebungsbelag.
   

Abb. 65: Der Bodenbelag der Gehbahn kann selbst eine Leit-
funktion übernehmen, hier in Warburg. 

Seitliche Ziele werden mit einem Auffindestreifen über die 
Gehbahn angezeigt, bei seitlichen Überquerungsstellen 
mit Noppen, bei anderen Zielen (Haltestellen, wichtige Ein-
gänge u. ä.) mit Rippen in Richtung der Gehbahn.

Wo solche „natürlichen“ Strukturen fehlen, können beson-
dere Leitsysteme erforderlich sein.

Musterzeichnung 21: Beginn eines Leitsystems in 
Gehrichtung und seitlich der Gehbahn
 
Ein Auffindestreifen zeigt den Beginn eines Leitsystems an. 
Das Abzweigefeld mit Noppen kann bei Auffindestreifen 
<3 m entfallen (DIN 32984).

 

Abb. 66: Beginn eines Leitsystems in Raunheim

Der Beginn eines Leitsystems wird mit einem Auffindestrei-
fen quer über die Gehbahn mit Rippen in Gehrichtung ge-
kennzeichnet. Bei breiteren Gehbahnen zeigt ein Abzwei-
gefeld den weiterführenden Leitstreifen an. Abzweigungen 
im Leitsystem werden mit Noppenfeldern angezeigt, die 
exzentrisch angeordnet werden, um die weiterführende 
Richtung anzuzeigen.
 

Abb. 67: Abzweigefelder im Leitsystem nach DIN 32984.
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Um auf seitlich gelegene Ziele, z. B. wichtige Eingänge, 
Treppenaufgänge u. ä. hinzuweisen, reicht ein Auffinde-
streifen mit Rippen über die Gehbahn aus. Vom Bord muss 
ein solcher Auffindestreifen mindestens 50 cm Abstand 
halten, damit deutlich wird, dass sich das Ziel nicht auf der 
Fahrbahnseite befindet und keine Haltestelle ist.

Musterzeichnung 23: Auffindestreifen für seitliche 
Ziele
 

 

Abb. 68: Der Auffindestreifen über die Gehbahn führt hier 
in Raunheim zur seitlichen Treppe. Das Aufmerksamkeits-
feld mit Noppen unterhalb der Treppe ist nicht zwingend 
erforderlich. Da die Bodenindikatoren hier dunkel sind, ist 
die helle Stufenkantenmarkierung auch von oben vor diesem 
Hintergrund gut sichtbar.

Leitstreifen müssen von seitlichen Hindernissen einen 
Mindestabstand von 60 cm haben, weil blinde oder seh-
behinderte Menschen oft seitlich des Leitstreifens entlang-
gehen. Steht ein seitliches Hindernis jedoch näher, muss 
ein Aufmerksamkeitsfeld vor dem Hindernis warnen. Aber 
auch dann muss ein Hindernis mindestens 20 cm entfernt 
sein.

Musterzeichnung 22: Leitstreifen mit seitlichem Hin-
dernis
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4.6	 Flächen mit gemischter Nutzung

Flächen mit gemischter Nutzung sind für die meisten Men-
schen mit Behinderungen eher ungünstig. Zwar fällt für 
Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator der Zwang weg, 
Bordsteine zu überwinden. Aber andererseits fühlen sie 
sich auf Wegen, die auch von Kraftfahrzeugen oder Fahr-
rädern genutzt werden, oft unsicher und ziehen sich dann 
ganz an den Rand zurück. Für blinde oder sehbehinderte 
Menschen gilt das in besonderem Maße.

4.6.1	 Weiche Separation 

Wenn der Platz nicht ausreicht, um Fahrbahn und Gehweg 
nebeneinander anzuordnen, kann zunächst geprüft wer-
den, ob eine kurze Engstelle das Problem lösen kann. Über 
kurze Strecken kann sowohl die Kfz-Fahrbahn einspurig 
geführt wie auch der Gehweg auf 1,20 m Breite begrenzt 
werden, sofern die Verkehrsbelastung es zulässt und die 
Engstelle so übersichtlich ist, dass Begegnungen rechtzei-
tig erkannt und abgewartet werden können.

Andernfalls ist nur eine weiche Separation möglich. In 
diesem Fall bleiben Gehweg und Fahrbahn auf demselben 
Niveau und werden nur durch den Belag und eine Mul-
denrinne getrennt.10 Diese Lösung hat den Vorteil, dass 
Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator nicht vollständig 
auf die Fahrbahn ausweichen müssen, sondern auch den 
schmalen Seitenraum noch mitnutzen können.

Die Muldenrinne darf dann nicht tiefer als 1/30 ihrer Breite 
sein.11 Auch wenn hier nach StVO Fahrbahn und Gehweg 
getrennt bleiben, entsteht so faktisch in der Übergangs-
zone eine gemischt genutzte Fläche.

  

Abb. 69: Weiche Separation in Eltville (Quelle: Kohaupt, B./J. 
Kohaupt (2015): Barrierefreie Verkehrs- und Außenanlagen).

10 siehe FGSV (2006): Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen, 
RASt, 5.2.5 
11 siehe DIN 18040-3, 4.4

4.6.2 	 Mischverkehrsflächen, verkehrs-
beruhigter Bereich, „shared-space“

Auch in echten Mischverkehrsflächen (Zeichen 325.1 nach 
StVO) sollten besondere Fahrgassen für Fahrzeuge und 
geschützte Bereiche für zu Fuß Gehende vorgesehen wer-
den, insbesondere für Menschen, die unsicher oder sen-
sorisch beeinträchtigt sind.12 Grundsätzlich sollten solche 
Flächen nur bei geringer Verkehrsbelastung ausgewiesen 
werden (nach RASt 400 Kfz/h, zulässige Geschwindigkeit 
30 km/h)13. Nach STVO ist hier mit Schrittgeschwindigkeit 
zu fahren.

Bei Planungen nach dem „shared-space-Prinzip“ wird auch 
auf Flächen mit höherer Belastung gemischter Verkehr 
vorgesehen. Dadurch ziehen sich unsichere, oft ältere 
Menschen oder Kinder, an den Rand zurück; blinde oder 
sehbehinderte Menschen können den eigentlich erforder-
lichen Blickkontakt mit den Fahrenden nicht aufnehmen, 
um sich zu verständigen. Für sie entsteht zusätzlich zur 
gemeinsamen Nutzung der Flächen und der Schwierigkeit, 
sich zu orientieren, ein Problem, wenn sie Bereiche mit 
stärkerem Verkehrsfluss queren wollen. Deshalb müssen 
dann Orientierungshilfen und Überquerungsstellen über 
die Fahrgassen (die eigentlich keine Fahrbahnen sind) an-
geboten werden. Um diese Konflikte zu lösen, sollten des-
halb blinde oder sehbehinderte Menschen unbedingt bei 
der Planung hinzugezogen werden. Aber wirklich barriere-
frei können solche Flächen für sie nicht sein.

Abb. 70: Leitsystem im „shared-space“ mit Querungshilfe in 
Bohmte (Quelle: Kohaupt, B./J. Kohaupt (2015): Barrierefreie 
Verkehrs- und Außenanlagen).

12 siehe FGSV (2006): Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen, 
RASt, 6.1.1.11 
13 siehe FGSV (2006): Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen, 
RASt, 5.1.2
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4.6.3	 Fußgängerzonen

Auch in reinen Fußgängerbereichen sollten die Fläche 
gegliedert werden. Die Bewegungsflächen sollten sich von 
Flächen mit Einbauten und Hindernissen unterscheiden. 
Auch hier sollte Orientierung möglich sein.

 

Abb. 71: Fußgängerzone in Gießen. Fahrradständer und 
Stadtmobiliar stehen in einem taktil und visuell unterscheid-
baren Streifen, in der breiten Mittelzone bietet eine Rinne 
zusätzliche Orientierung, in der Randzone führt ein Leitstrei-
fen an den Geschäftsauslagen vorbei. (Quelle: Kohaupt, B./J. 
Kohaupt (2015): Barrierefreie Verkehrs- und Außenanlagen).

4.6.4	 Gehwegüberfahrten

Gehwegüberfahrten sind Teile des Gehweges, die von 
Kraftfahrzeugen überfahren werden dürfen. Der Gehweg-
belag ist hier nach Möglichkeit durchzuziehen. Auch das 
Quergefälle sollte nicht geändert werden und die Absen-
kung zur Fahrbahn hin auf den seitlichen Sicherheitsraum 
beschränkt bleiben.

 

Abb. 72: Gehwegüberfahrt. Das Quergefälle der Gehbahn 
bleibt unverändert und die Absenkung erfolgt nur im Sicher-
heitsraum (Quelle: Eigene Darstellung nach nach FGSV 
(2006): Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen, RASt, Bild 
116a.).14

Siehe auch: Musterzeichnung 24: Gehwegüberfahrt im 
Anhang.

Wenn die seitlichen Grenzen des Gehweges oder der Gehbahn 
(innere und äußere Leitlinie) als Bord oder auch durch Belag-
wechsel ertastbar sind, dann sind i. d. R. keine zusätzlichen 
Maßnahmen erforderlich. Ist die Begrenzung des Gehweges 
nicht ertastbar, kann ein Leitsystem angeordnet werden (siehe 
Musterzeichnung 24).

Bei sehr stark befahrenen Gehwegüberfahrten (größere Park-
häuser, -plätze, Tankstellen o. ä.) sollte die besondere Situation 
für blinde oder sehbehinderte Menschen durch eine Verände-
rung im Bodenbelag erkennbar sein, z. B. durch einen groben 
Pflasterstreifen oder durch den Auffindestreifen für ein Leit-
system. Ähnliches gilt für Ausfahrten aus verkehrsberuhigten 
Bereichen über Gehwege hinweg. In solchen Fällen muss für 
sie auch erkennbar sein, dass hier seitlich eine Straße abzweigt. 
Denn wenn der Gehweg nur durchgeht, können blinde oder 
sehbehinderte Menschen eine solche Straße nicht finden.

14 Der Auszug aus dem FGSV-Regelwerk Nr. 200, Richtlinie für 
die Anlage von Stadtstraßen (RASt), 2006, ist mit Erlaubnis der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V. aus-
zugsweise wiedergegeben worden. Maßgebend für das Anwen-
den des FGSV-Regelwerkes ist dessen Fassung mit dem neuesten 
Ausgabedatum, die beim FGSV Verlag, Wesselinger Str. 15-17, 
50999 Köln, www.fgsv-verlag.de, erhältlich ist
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Abb. 73 und 74: Vor der Zufahrt über den Gehweg zum 
Phillipshospital in Riedstadt zeigt ein Richtungsfeld mit einer 
Reihe Noppenplatten dahinter den Weg über die Zufahrt.  
In Abb. 74 erleichtert die Rinne die Orientierung, weil andere 
taktile Strukturen fehlen.

Musterzeichnung 24: Gehwegüberfahrt mit Leitsystem
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4.7	 Stadtgestaltung und Denkmalschutz

Konflikte zwischen den Anforderungen der Barrierefreiheit 
und der Stadtgestaltung, insbesondere dem Denkmal-
schutz, bestehen i.d.R. auf zwei Feldern: 

•	 der Berollbarkeit von Bodenbelägen und dem stufen-
losen Zugang zu Gebäuden 

•	 den Anforderungen von Menschen mit Sehbehinderung 
an eine auch visuell kontrastreiche Gestaltung, z. T. auch 
an taktile Kontraste.

Die Berollbarkeit durchgehender Wege in historischem Um-
feld lässt sich zumeist durch einen Wechsel des Bodenbelags 
relativ leicht herstellen. Notfalls kann historisches Pflaster 
sogar abgefräst werden. Für Gebäudeeingänge, insbesonde-
re bei Gebäuden unter Denkmalschutz, müssen individuelle 
Lösungen gefunden werden, die möglichst nicht in die Bau-
substanz eingreifen und das Gesamtbild nur wenig verän-
dern. Oft ist aus Platzgründen eine Rampe vor dem Gebäude 
nicht möglich. Dann müssen manchmal Kompromisslösun-
gen akzeptiert werden, die nicht genau den Regelwerken 
entsprechen, z. B. bei der Rampenneigung. Allerdings besteht 
bei Neigungen deutlich über 12 % die Gefahr, dass die Fuß-
stützen aufsetzen und abwärts fahrende Menschen aus dem 
Rollstuhl rutschen.
   

Abb. 75: Treppe und Rampe in Bratislava (Slowakei).
 

Abb. 76: Treppe mit Rampe in Madrid, nicht ganz norm-
gerecht (Quelle: Kohaupt, B./J. Kohaupt (2015): Barrierefreie 
Verkehrs- und Außenanlagen).

Um die erforderlichen visuellen Kontraste in die Gestaltung 
einzubinden, sollten kontrastreiche Orientierungselemente 
von Anbeginn der Planung mitbedacht werden. Nachträg-
lich in eine bereits durchgeplante Situation kontrastreiche 
Orientierungshilfen einzufügen, kann nicht zu befriedigen-
den Ergebnissen führen. Bei rechtzeitiger Berücksichtigung 
können selbst Bodenindikatoren ein Element der Gestal-
tung werden. 

Visuelle Kontrastflächen müssen nicht unbedingt die 
selben Maße wie die taktilen haben, sie können u. U. auch 
daneben angeordnet werden. Nicht immer sind 30 cm 
breite Streifen erforderlich, bei gutem visuellen Kontrast 
können Orientierungslinien auch schmaler sein.

In verkehrsberuhigten Bereichen und Fußgängerzonen 
sind Bodenindikatoren i.d.R. nicht erforderlich. Die Ge-
fährdung durch Fahrzeuge ist hier geringer. Der Boden-
belag und die Begrenzungswände können ausreichende 
Orientierung bieten. Allerdings müssen solche Zonen gut 
und verständlich gegliedert sein. Es sollte durchgehende 
Gehbahnen und deutlich unterschiedene Zonen für Res-
tauration oder Stadtmöblierung (einschließlich Geschäfts-
auslagen und Abstellmöglichkeiten für Fahrräder) geben. 
Außerdem muss der Weg über einen weiten Platz gefun-
den werden können. Im Belag unterschiedene berollbare 
Gehbahnen dienen dann auch blinden oder sehbehinderte 
Menschen der Orientierung. Wenn dies nicht ausreicht, 
können hier auch besondere Pflasterstrukturen/-streifen 
anstelle von Bodenindikatoren angeordnet werden.



Abb. 77: Pflasterstrukturen als Leitsystem im Botanischen 
Garten Frankfurt.

                

Abb. 78 und 79: Berollbare Gehbahn in historischem Pflaster 
in Liberec (Tschechien) und berollbare Bahn und Platzfläche 
mit demselben Steinmaterial (Philharmonie de Paris).

  

Abb. 80: Bad Wildungen. Die Gehbahn ist als Querungshilfe 
über die Fahrbahn gezogen. 

         

Abb. 81 und 82: Bad Wildungen. Die Gehbahn ist durch 
einen schmalen dunklen Begleitstreifen visuell hervorgeho-
ben.

 

Abb. 83: Berollbare und sichtbare Gehbahn in Warburg. 
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Glossar 
Abzweigefeld
Quadratisches Noppenfeld, das in der Regel in Verbindung 
mit Leitstreifen oder Auffindestreifen verwendet wird und 
auf Verzweigungen und Abknickungen hinweist.

Äußere Leitlinie 
Ertastbare Gehwegbegrenzung auf der Fahrbahnseite. Dies 
kann der Bord sein, die Einfassung eines Pflanzbeetes oder 
auch ein Belagwechsel.

Auffindestreifen
Streifen aus Bodenindikatoren zum Auffinden von meist 
seitlich gelegenen Zielen, verlegt über die gesamte Breite 
der Gehbahn oder des Gehwegs. Auffindestreifen mit 
Noppen weisen auf eine seitlich gelegene Querungsstelle 
hin, mit Rippen in Gehbahn-/Gehwegrichtung auf andere 
seitlich gelegene Ziele, z.B. Haltestellen, wichtige Zugänge 
oder den Beginn eines Leitsystems.

Aufmerksamkeitsfeld 
Fläche mit Noppenstruktur, die auf Gefahren und Hinder-
nisse (wie Niveauwechsel, Ende des Gehbereiches) hinweist 
und erhöhte Aufmerksamkeit fordert. 

Begleitstreifen
siehe Kontraststreifen

Bewegungsfläche 
Fläche, die erforderlich ist, um sich bewegen zu können 
(auch mit Rollstuhl, Gehhilfe, Rollator), bezieht sich meist 
auf den Gehbereich.

Bodenindikator 
Standardisierte taktile Bodenbelagselemente, die blinde 
oder sehbehinderte Menschen als Orientierungshilfe die-
nen, mit einer Oberflächenstruktur aus Rippen oder Nop-
pen. Nach DIN 32984 gibt es folgende Anwendungstypen: 
Leitstreifen, Richtungsfeld, Abzweigefeld, Auffindestreifen, 
Einstiegsfeld, Aufmerksamkeitsfeld, Aufmerksamkeits-
streifen, Sperrfeld. Sie unterscheiden sich hinsichtlich ihrer 
Funktion, ihres Profils, ihrer Größe und ihres Verlegeortes, 
ihrer Verlegerichtung und der Kombination unterschied-
licher Profile.

Einstiegsfeld
Fläche zur Markierung der Einstiegsstelle in öffentliche 
Verkehrsmittel mit Rippenstruktur parallel zum Bord.

Gehbahn 
Von Einbauten freier, durchgängig nutzbarer Gehbereich, 
ohne Einbeziehung des seitlichen Sicherheitsraums.

Gehbereich
Vom Fußverkehr bevorrechtigt zu nutzende Fläche auf 
Gehwegen, Bahnsteigen, Plätzen.

Gesicherte Überquerungsstelle
Überquerungsstelle mit Lichtsignalanlage (Furt) oder Zeb-
rastreifen (Fußgängerüberweg), gesichert gemäß StVO §§ 
25, 26.

Getrennte Überquerungsstelle
siehe Überquerungsstelle mit differenzierter Bordhöhe.

Innere Leitlinie 
Gehwegbegrenzung auf der von der Fahrbahn abge-
wandte Gehwegseite. Das kann ein Haus, eine Mauer, ein 
Rasenkantenstein oder auch ein dichter Zaun sein. Ge-
schäftsauslagen, Kaffeetische oder Fahrradständer sind 
Hindernisse, die das Ertasten der „inneren Leitlinie“ behin-
dern. Die „innere Leitlinie“ ist die wichtigste Orientierungs-
linie für sehbehinderte und blinde Menschen. 

Kontraststreifen
Streifen neben Bodenindikatoren, um den erforderlichen 
taktilen und/oder visuellen Kontrast zwischen den Boden-
indikatoren und dem Umgebungsbelag herzustellen (Be-
gleitstreifen gemäß DIN 32984).

Langstock 
Durch ihn ertasten blinde oder sehbehinderte Menschen 
die unmittelbare Umgebung vor den Füßen (Sicherung des 
nächsten Schritts). Mit Hilfe des Langstocks wird es mög-
lich, unterschiedliche Bodenstrukturen und Hindernisse 
rechtzeitig wahrzunehmen und der Situation entsprechend 
zu reagieren. 

Leitlinie
Orientierungslinie aus sonstigen Leitelementen, die blinde 
oder sehbehinderte Menschen zur Wegeführung nutzen, 
wie die fahrbahnabgewandte Begrenzung der Gehbahn 
(innere Leitlinie) und die der Fahrbahn zugewandte Seite 
der Gehbahn (äußere Leitlinie). Dies können Mauern, 
Kanten, Borde, Rinnen oder Grenzlinien zwischen kontrast-
reichen Bodenbelägen (z.B. Platten und Pflaster) sein (siehe 
innere und äußere Leitlinie).

Leitstreifen 
Streifen aus Bodenindikatoren mit in Längsrichtung dieses 
Streifens angeordneter Rippenstruktur. In besonderen Fäl-
len können auch andere Strukturen verwendet werden.
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Leitsystem
Verzweigtes System der Wegeführung mittels Boden-
indikatoren. Sie werden erforderlich in komplexen und/
oder weitläufigen Gehbereichen, die keine für blinde oder 
sehbehinderte Menschen geeigneten natürlichen Orientie-
rungsmerkmale aufweisen.

Leuchtdichtekontrast K
Maß für den Helligkeitskontrast (relativer Leuchtdichte-
unterschied) benachbarter Flächen (siehe DIN 32975 und 
32984).

Mehr-Sinne-Prinzip
siehe Zwei-Sinne-Prinzip

Niveaugleicher Übergang
siehe Nullabsenkung

Noppenplatte 
Bodenindikator mit regelmäßig angeordneten noppenarti-
gen Erhöhungen (nach E DIN 32984 diagonal angeordnet). 
Die Noppen haben in der Regel die Form von Kugelkalot-
ten oder Kegelstümpfen. Sie sind (bei ausreichend ebenem 
Belag im Umfeld) mit dem Langstock und mit den Füßen 
ertastbar. 

Nullabsenkung
Niveaugleicher Übergang zwischen Gehweg und Fahr-
bahn, um die Querung von Fahrbahnen, Gleisen oder Rad-
wegen zu erleichtern. 

Nutzbare Gehwegbreite
Von Einbauten freie, durchgängig nutzbare Breite von 
Gehwegen bzw. -flächen ohne Einbeziehung von seitlichen 
Sicherheitsräumen (siehe auch Gehbahn)

Prismenschrift
siehe Profilschrift

Profilschrift (erhabene)
Erhabene Profilschrift aus Großbuchstaben und arabischen 
Ziffern für das taktile Erfassen durch Menschen mit einer 
Erblindung und Sehbehinderung. Die Profilschrift hat eine 
Prismenform mit dreieckigem Querschnitt (DIN 32986: 
2015-01).

Querungsrichtung
Richtung, um eine Fahrbahn auf möglichst kurzem Wege 
zu überqueren. Blinde oder sehbehinderte Menschen kann 
diese Richtung durch ein Richtungsfeld oder die Zusatz-
ausstattung einer Lichtsignalanlage akustisch und taktil 
angezeigt werden.

Richtungsfeld
Fläche mit Rippenstruktur zur Anzeige der Gehrichtung an 
Überquerungsstellen. Der Verlauf der Rippen weist in Geh-
richtung der Querung.

Rippenplatte 
Bodenindikator mit parallel verlaufender, rippenartiger 
Struktur. Sie sind (bei ausreichend ebenem Belag im Um-
feld) mit dem Langstock ertastbar.

Sicherheitsraum 
Raum seitlich der nutzbaren Gehwegbreite, insbesondere 
zur Fahrbahn hin (nach RASt und EFA).

Sonstiges Leitelement
Vorhandenes Element, das von blinden oder sehbehinder-
ten Menschen eindeutig wahrgenommen und zur Wege-
leitung und Orientierung oder zur Begrenzung des Gehbe-
reichs genutzt werden kann.

Sperrfeld
Fläche mit Rippenstruktur parallel zum Bord zur Warnung 
vor einer Nullabsenkung.

Taktiler Kontrast
Kontrast zwischen unterschiedlich strukturierten Ober-
flächen und/oder Materialien. Bei Bodenindikatoren kann 
er mit dem Langstock und möglichst auch mit den Füßen 
wahrgenommen werden.

Taktile Wahrnehmung
Wahrnehmung von Oberflächenstrukturen mit dem Tast-
sinn, mit Händen, Füßen, auch mit Hilfsmitteln wie dem 
Langstock (Oberflächensensibilität). 

Trennstreifen
Taktil und visuell wahrnehmbare Abgrenzung zwischen 
Gehweg und anderen Verkehrsflächen auf demselben 
Niveau, zumeist zum Radweg.

Überquerungsstelle mit differenzierter Bordhöhe
Überquerungsstelle mit zwei verschiedenen Querungsbe-
reichen: für blinde oder sehbehinderte Menschen mit einer 
deutlich ertastbaren Bordhöhe (6 cm) und für alle anderen, 
insbesondere Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator, mit 
einer Nullabsenkung 

Ungesicherte Überquerungsstelle
Überquerungsstelle ohne Lichtsignalanlage oder Fußgän-
gerüberweg.
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Visueller Kontrast
Hell-Dunkel-Kontrast benachbarter Oberflächen, der visu-
ell wahrnehmbar ist (das Maß hierfür ist der Leuchtdich-
tekontrast K) (gemäß DIN 32975 und DIN 32984). Bloße 
Farbkontraste können nicht von allen wahrgenommen 
werden.

Weiche Separation
Trennung von Gehweg und Fahrbahn ohne Niveauunter-
schied, i. d. R. durch eine Muldenrinne. Diese Lösung er-
möglicht grundsätzlich dem Fußverkehr, die Fahrbahn mit 
zu nutzen (z. B. im Begegnungsfall); vgl. RASt 6.1.3.3, DIN 
18040-3, 4.4.

Zwei-Sinne-Prinzip 
Nach dem „Zwei-Sinne-Prinzip“ müssen alle wichtigen 
Informationen über mehrere, mindestens aber zwei Sinne 
mitgeteilt werden, damit auch Menschen diese Information 
erhalten, bei denen ein Sinn ausfällt oder geschädigt ist. 
Im öffentlichen Raum werden Informationen meist visuell 
und akustisch, für blinde oder sehbehinderte Menschen 
auch taktil vermittelt. Da auch mehr als zwei Sinne ange-
sprochen werden können, wird oft auch vom „Mehr-Sinne-
Prinzip“ gesprochen.
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≥ 100 ≥ 60

Gehweg

Richtungsfeld

Auffindestreifen

60

Maße in cm

Sperrfeld

Bord 6 cm

60

Fahrbahn

Musterzeichnung 1: Überquerungsstelle mit Überweg

Bord 0 cm

Übergang
0 auf 6 cm

(90)
60

Bei hohem visuellen Kontrast
zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können
die Kontraststreifen entfallen.

visueller
Kontraststreifen

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine mit Zebrastreifen gesicherte Querung wird für blinde und sehbehinderte Menschen angezeigt
durch einen Auffindestreifen (Noppen) bis zum Richtungsfeld.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.

• Blinde Menschen müssen von der Nullabsenkung ferngehalten werden.
Deshalb ist ihr Querungsbereich mindestens 60 cm vom Sperrfeld entfernt.
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Musterzeichnung 2: Überquerungsstelle mit Furt

Gehweg

Maße in cm

(9
0) 60

30
 - 

60
≥ 

10
0 Bord 0 cm

Bord 6 cm

≤ 
25

60

Richtungsfeld

Sperrfeld

Auffindestreifen

Übergang
0 auf 6 cm

Fahrbahn

visueller
Kontraststreifen

Bei hohem visuellen Kontrast zwischen
Bodenindikatoren und Umgebungsbelag
können die Kontraststreifen entfallen.

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine mit Lichtsignalanlage gesicherte Querung wird für blinde und sehbehinderte Menschen
angezeigt durch einen Auffindestreifen (Noppen) bis zum Richtungsfeld.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.

• Der Ampeltaster muss von blinden Menschen gut gefunden werden.
Deshalb steht der Mast nicht weiter als 25 cm vom Auffindestreifen (Noppen) entfernt.

• Der Ampeltaster muss auch für Rollstuhl- und Rollatornutzer gut erreichbar sein.
Deshalb steht er möglichst zwischen Nullabsenkung und Richtungsfeld.

• Wenn der Ampelmast zwischen Richtungs- und Sperrfeld steht, sollte ihr Abstand 30 bis 60 cm sein.

© Der Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau | Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis Groß-Gerau
Alle Angaben ohne Gewähr. Stand Juni 2021.



(9
0) 60

Fahrbahn

Bord 0 cm

Bord 6 cm

60

Richtungsfeld

Sperrfeld

Auffindestreifen

Übergang
0 auf 6 cm

≤ 
25

≥ 
10

0

Maße in cm

30
 - 

60

Musterzeichnung 3: Überquerungsstelle mit nicht rechtwinklig verlaufender Furt

≥ 60

Gehweg
visueller

Kontraststreifen

Bei hohem visuellen Kontrast
zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können
die Kontraststreifen entfallen.

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine mit Lichtsignalanlage gesicherte Querung wird für blinde und sehbehinderte Menschen angezeigt
durch einen Auffindestreifen (Noppen) bis zum Richtungsfeld.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.

• Der Ampeltaster muss von blinden Menschen gut gefunden werden.
Deshalb steht der Mast nicht weiter als 25 cm vom Auffindestreifen (Noppen) entfernt.

• Der Ampeltaster muss auch für Rollstuhl- und Rollatornutzer gut erreichbar sein.
Deshalb steht er möglichst zwischen Nullabsenkung und Richtungsfeld.

• Wenn der Ampelmast zwischen Richtungs- und Sperrfeld steht, sollte ihr Abstand 30 bis 60 cm sein.
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Maße in cm

(9
0) 60

≥ 
60

≥ 
10

0

Fahrbahn

Bord 0 cm

Bord 6 cm

60

Richtungsfeld

Sperrfeld

Auffindestreifen

Musterzeichnung 4: Ungesicherte Überquerungsstelle

Gehweg ≥ 180

Übergang
0 auf 6 cm visueller

Kontraststreifen

Bei hohem visuellen Kontrast
zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können
die Kontraststreifen entfallen.

60 - 90

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine ungesicherte Querung (ohne Lichtsignanlage oder Zebrastreifen) wird für blinde und
sehbehinderte Menschen angezeigt durch ein Richtungsfeld ohne direkt angrenzende Noppen.
Um das Auffinden zu erleichtern, zeigen Noppenplatten an der inneren Leitlinie
bzw. ein verkürzter Auffindestreifen über die Gehbahn die Lage des Richtungsfeldes an.
Die Noppenplatten müssen mindestens 60 cm (maximal jedoch 90 cm) Abstand zum Richtungsfeld haben.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.

• Blinde Menschen müssen von der Nullabsenkung ferngehalten werden.
Deshalb ist ihr Querungsbereich mindestens 60 cm vom Sperrfeld entfernt.
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60

(9
0) 60

Fahrbahn

Richtungsfeld

Sperrfeld

Übergang
0 auf 6 cm

Musterzeichnung 5: Ungesicherte Überquerungsstelle bei schmalen Gehwegen

Bord 6 cm

Bord 0 cm

≥ 60 ≤ 90

Maße in cm

GehwegGehweg

≥ 
10

0

≥ 60

visueller Kontrast
(Variante 1)

Bei hohem visuellen Kontrast zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können die Kontraststreifen entfallen.

visueller Kontrast
(Variante 2)

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine ungesicherte Querung (ohne Lichtsignanlage oder Zebrastreifen) wird für blinde
und sehbehinderte Menschen angezeigt durch ein Richtungsfeld ohne direkt angrenzende Noppen.
Bei Gehwegen schmaler als 1,80 m können Noppen als Hinweis auf das Richtungsfeld entfallen.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.

• Blinde Menschen müssen von der Nullabsenkung ferngehalten werden.
Deshalb ist ihr Querungsbereich mindestens 60 cm vom Sperrfeld entfernt.
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Musterzeichnung 6: Überquerungsstelle mit Überweg in Hauptgehrichtung

Richtungsfeld

Auffindestreifen

60 - 90

Sperrfeld

Bord 0 cm

Übergang
0 auf 6 cm

Fahrbahn

Bord 6 cm

(6
0) 90

≥ 
60

≥ 
10

0

Gehrichtung

Maße in cm

Das Prinzip

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Ihr Querungsbereich ist bei einer Überquerungsstelle mit Zebrastreifen mindestens 60 cm vom Sperrfeld entfernt.
Bei einer Überquerungsstelle mit Lichtsignalanlage steht der Mast mit dem Taster zwischen beiden Bereichen.

• Eine gesicherte Querung wird für blinde und sehbehinderte Menschen angezeigt
durch ein Noppenfeld unmittelbar vor dem Richtungsfeld.

• Da blinde und sehbehinderte Menschen auf die Querung direkt zulaufen,
ist ein hinführender Auffindestreifen nicht erforderlich.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.
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Musterzeichnung 7: Ungesicherte Überquerungsstelle in Hauptgehrichtung

Richtungsfeld

60 - 90

Sperrfeld

Fahrbahn

(6
0) 90

≥ 
60

≥ 
10

0

Maße in cm

Gehrichtung

Bord 0 cm

Übergang
0 auf 6 cm

Bord 6 cm

Das Prinzip

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Ihr Querungsbereich ist mindestens 60 cm vom Sperrfeld entfernt.

• Eine ungesicherte Querung wird für blinde und sehbehinderte Menschen angezeigt
durch ein Richtungsfeld ohne Noppen davor.

• Da blinde und sehbehinderte Menschen auf die Querung direkt zulaufen,
ist ein hinführender Auffindestreifen nicht erforderlich.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon mindestens 4 cm senkrecht.
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Musterzeichnung 8: Querung von Radweg auf Gehwegniveau
 vor gesicherter Überquerungsstelle

Gehweg

Richtungsfeld Auffindestreifen

60

Sperrfeld

(9
0) 60

≥ 
60

≥ 
10

0

Radweg

30 30

Gehweg

Maße in cm

Fahrbahn

Bord 0 cm

Übergang
0 auf 6 cm

Bord 6 cm

visueller
Kontraststreifen

Bei hohem visuellen Kontrast
zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können
die Kontraststreifen entfallen.

Trennstreifen
B: 30 cm, taktil / visuell

Das Prinzip

• Ein niveaugleicher Radweg wird vom Gehbereich durch einen visuell und
taktil wahrnehmbaren Trennstreifen von 30 cm Breite abgegrenzt.

• Eine gesicherte Querung wird für blinde und sehbehinderte Menschen angezeigt
durch einen Auffindestreifen (Noppen) bis zum Richtungsfeld am Bord.

• Der Auffindestreifen wird durch den Radweg und die Trennstreifen unterbrochen.
Vor den Trennstreifen sind Richtungsfelder nicht erforderlich.

• Die Anzeige der Fahrbahnquerung erfolgt wie in Musterzeichnung M1 bzw. M2.

• Auch auf dem Radweg sollte ein Zebrastreifen angeordnet werden.

© Der Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau | Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis Groß-Gerau
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Busbord

Musterzeichnung 9: Querung von Radweg auf Gehwegniveau vor Haltestelle

90

Gehweg

Maße in cm

H

Fahrbahn Wartebereich Radweg

Auffindestreifen

Leitstreifen visueller
Kontraststreifen

Bei hohem visuellen Kontrast
zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können
die Kontraststreifen entfallen.

Trennstreifen
B: 30 cm, taktil / visuell

30 30

Das Prinzip

• Ein niveaugleicher Radweg wird vom Gehbereich durch einen visuell und
taktil wahrnehmbaren Trennstreifen von 30 cm Breite abgegrenzt.

• Eine Haltestelle wird für blinde und sehbehinderte Menschen angezeigt
durch einen Auffindestreifen bis zum Bord in Höhe der ersten Bustür.
(Ein separates Einstiegsfeld kann bei 90 cm breiten Auffindestreifen entfallen).

• Der Auffindestreifen besteht aus Rippen, die in Richtung des Gehwegs bzw. parallel zum Bord verlaufen.

• Der Auffindestreifen wird durch den Radweg und die Trennstreifen unterbrochen.
Vor den Trennstreifen sind Richtungsfelder nicht erforderlich.
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Gehweg

Maße in cm

60
(90)

30 - 60 ≥ 100

60
(90)

30 - 60

Fahrbahn

60
Bord 0 cmBord 6 cm

≤ 25

≤ 25

60

Musterzeichnung 10: Gesicherte Überquerungsstelle mit Mittelinsel

Fahrbahn

Übergang
0 auf 6 cm

≥ 100

Das Prinzip

• Die Anordnung der Querungsstelle auf der Mittelinsel erfolgt
spiegelbildlich zur Anordnung am Fahrbahnrand.

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt
immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Vor der Nullabsenkung werden blinde und sehbehinderte
Menschen durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine mit Lichtsignalanlage gesicherte Querung wird für blinde
und sehbehinderte Menschen angezeigt durch einen
Auffindestreifen (Noppen) bis zum Richtungsfeld.

• Die Rippen des Richtungsfeldes zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld hat eine Höhe von 6 cm, davon
mindestens 4 cm senkrecht.

• Der Ampeltaster muss von Blinden gut gefunden werden.
Deshalb steht der Mast nicht weiter als 25 cm vom
Auffindestreifen (Noppen) entfernt.

• Der Ampeltaster muss auch für Rollstuhl- und Rollatornutzer gut
erreichbar sein. Deshalb steht der Mast möglichst zwischen
Nullabsenkung und Richtungsfeld.

• Wenn der Ampelmast zwischen Richtungs- und Sperrfeld steht,
sollte ihr Abstand 30 bis 60 cm sein.
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90
(60)

30 - 60≥ 100

≤ 25

60
≤ 

25

60

Musterzeichnung 11: Überquerungsstellen auf Dreiecksinsel

Gehweg

Maße in cm

Fahrbahn

Bord 0 cm

Bord 6 cm
Sperrfeld

Übergang
0 auf 6 cm

90(60)

≥ 60

≥ 100

Richtungsfeld

Richtungsfeld

Abzweigefeld

Auffindestreifen
Noppen

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung (für Rollstuhl- und Rollatornutzer) liegt immer auf der kreuzungszugewandten Seite.

• Auf einer Dreiecksinsel müssen blinde und sehbehinderte Menschen
durch ein Leitsystem zu den Richtungsfeldern geführt werden.

• Der schmale Auffindestreifen zu gesicherten Querungen besteht aus Noppen!

• Die Anordnung an den Überquerungsstellen selbst erfolgt nach M1, M2 bzw. M4
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Maße in cm
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≥ 60 ≥ 100

60

60
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≥ 60 ≥ 100

Fahrbahn
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Bord 6 cm

Übergang
0 auf 6 cm

Bord 0 cm
Bord 6 cm

Richtungsfeld

Übergang
0 auf 6 cm

Auffindestreifen

60

Gehweg

Radweg

Radweg

Fahrbahn
E

in
fa

hr
t K

ei
sv

er
ke

hr

Gehweg

A
us

fa
hr

t K
ei

sv
er

ke
hr

Bord 0 cm

Trennstreifen
B: 30 cm, taktil / visuell

Sperrfeld

Radweg
nicht maßstabsgetreu

Radweg
nicht maßstabsgetreu

Bei hohem visuellen Kontrast zwischen Bodenindikatoren
und Umgebungsbelag können die Kontraststreifen entfallen.

Trennstreifen
B: 30 cm, taktil / visuell

visueller Kontraststreifen

Musterzeichnung 12: Überquerungsstellen am Kreisverkehr

Das Prinzip

• Die Nullabsenkung liegt immer
auf der Seite zum Kreisverkehr.

• Vor der Nullabsenkung werden
blinde und sehbehinderte Menschen
durch ein Sperrfeld gewarnt.

• Eine mit Zebrastreifen gesicherte
Querung wird für blinde und
sehbehinderte Menschen angezeigt
durch einen Auffindestreifen
(Noppen) bis zum Richtungsfeld.

• Die Rippen des Richtungsfeldes
zeigen in Querungsrichtung.

• Der Bord vor dem Richtungsfeld
hat eine Höhe von 6 cm, davon
mindestens 4 cm senkrecht.

• Blinde müssen von der
Nullabsenkung ferngehalten
werden. Deshalb ist ihr
Querungsbereich mindestens
60 cm vom Sperrfeld entfernt.

• Ist ein niveaugleicher Radweg
vorhanden, wird er vom Gehbereich
durch einen visuell und taktil
wahrnehmbaren Trennstreifen
von 30 cm Breite abgegrenzt.

• Der Auffindestreifen wird durch
Radweg und Trennstreifen
unterbrochen. Vor den
Trennstreifen sind Richtungsfelder
nicht erforderlich.

• Auch auf dem Radweg sollte ein
Zebrastreifen angeordnet werden.

© Der Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau | Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis Groß-Gerau
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Musterzeichnung 24: Gehwegüberfahrt mit Leitsystem

Maße in cm

Fahrbahn

Bord

Gehweg
≥ 50

90

Auffindestreifen Abzweigefeld

Leitstreifen

Das Prinzip

• Der Auffindestreifen verläuft über die gesamte Gehbahn.

• Verläuft seitlich eine Fahrbahn, beträgt der Abstand des Auffindestreifens zum Bord ≥ 50 cm,
damit er nicht mit einem Auffindestreifen für eine Haltestelle verwechselt werden kann.

• Ist der Auffindestreifen kürzer als 3 m, kann das Abzweigefeld entfallen.

© Der Kreisausschuss des Kreises Groß-Gerau | Lokale Nahverkehrsgesellschaft mbH Kreis Groß-Gerau
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